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Alternativen zu Mietpreisbremse und Kappungsgrenze 
 

 

 

Kurzfassung der Ergebnisse 

 

Der Koalitions-Vertrag der Jamaika-Koalition sieht vor, die Mietpreisbremse und die 

Kappungsgrenzenverordnung durch alternative, wirksame, Instrumente zu ersetzen.  

Die in diesem Gutachten alternativ zur Mietpreisbremse und Kappungsgrenze vorge-

schlagenen Instrumente zielen auf drei Aspekte der Wohnungsmarktpolitik: die Erhö-

hung des Baulandangebotes (Kapitel 3), die Förderung des Wohneigentums (Kapitel 

4), sowie die Schaffung von zusätzlichen Mietwohnungen (Kapitel 5). Den drei Instru-

menten ist gemein, dass sie zu einer Ausweitung des Neubaus führen und damit das 

Angebot erhöhen. Damit wird marktkonform eine Begrenzung von Preiserhöhungs-

spielräumen angestrebt.  

Insgesamt konnten mehr als 50 Instrumente identifiziert werden, die den zusätzlichen 

Bau von Wohnungseinheiten und damit die geforderte Angebotsreaktion adressieren. 

Davon sind 24 mit einer mittleren bis hohen Wirkung verbunden. Diese 24 aufgeführ-

ten Instrumente unterscheiden sich in ihrer Wirksamkeit, wie in Tabelle 1 dargestellt, 

und sind von unterschiedlichen Akteuren umzusetzen. 

Von neun Instrumenten erwarten die Gutachter eine hohe Wirkung. Diese werden für 

eine schnelle Umsetzung als geeignet eingeschätzt und im Folgenden kurz darge-

stellt. 

Instrumente zur Baulandgewinnung 

Einer der größten Hemmnisse für die Erhöhung des Wohnungsangebotes ist die ge-

ringe Verfügbarkeit von Bauland, die wiederum einen großen Einfluss auf die Wohn-

eigentumsbildung und den Mietwohnungsmarkt hat, denn ohne ausreichendes Bau-

land laufen die auf diese Bereiche zielenden Instrumente zum Teil ins Leere. 

Aktuell werden zu wenige Baugebiete neu ausgewiesen und zu wenige Innenflächen 

reaktiviert. Beides ist Folge einer geringen oder nicht vorhandenen Verkaufsbereit-

schaft von Flächeneigentümern (Landwirte, Brachflächen- und Baulückeneigentü-

mer), sei es für Bauflächen oder für Kompensations- und Ausgleichsflächen. Auch 

existieren viele untergenutzte oder nur teilgenutzte Flächen in den Gemeinden, die 

von den Eigentümern nicht verkauft werden, zum Teil werden sogar Flächen ange-

kauft und danach nicht genutzt.  

Die höchste Wirksamkeit für die Gewinnung von Bauland haben der Auffassung der 

Gutachter nach zum einen eine langfristige Bodenpolitik (Flächenbevorratung), die 

die Kommunen in die Lage versetzt, ausschließlich eigene Flächen zu überplanen. 
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Dazu werden auch Flächen angekauft, die als Baulandflächen nicht infrage kommen, 

aber als Tauschflächen genutzt werden können. Landwirtschaftliche Flächen werden 

dabei häufig im Verhältnis 1:3 getauscht. Dieses Instrument kann vom Land mit För-

dermitteln für die Kommunen ausgestattet oder durch Einrichtung einer Flächenagen-

tur selbst durchgeführt werden, um die Baulandumlegung von Gemeinden unterstüt-

zen zu können.  

Der Nichtverkauf bzw. das Horten von für den Wohnungsbau benötigten Flächen 

kann zudem durch die (im Koalitionsvertrag auf der Bundesebene) vorgesehene Ein-

führung einer Grundsteuer C auf Brachflächen sowie Baulücken deutlich verteuert 

werden, was die Grundeigentümer zum Verkauf zu reaktivierender Flächen bewegen 

soll. Bei entsprechender Höhe der Steuer kann dies einen sehr großen Effekt auf die 

Baulandgewinnung haben. Die tatsächliche Einführung der Grundsteuer C, die noch 

unter Prüfvorbehalt steht, sollte durch das Land befördert werden.  

Um Bauland neu ausweisen zu können, sollte nach Auffassung der Gutachter zudem 

eine Veränderung des ökologischen Werts von intensiv bewirtschafteten Ackerflä-

chen im Verhältnis zu Gartenflächen durch das Land erfolgen, damit weniger Kom-

pensations- und Ausgleichsflächen benötigt werden, die die landwirtschaftliche Flä-

che über das Bauland hinaus beanspruchen. Eine solche Veränderung muss jedoch 

zusammen mit Auflagen (beispielsweise in kommunalen Satzungen) erfolgen, die auf 

große, aber naturnahe Grundstücke hinauslaufen, weil nur dann eine höhere ökologi-

sche Wertigkeit von Gartenflächen im Verhältnis zu intensiv bewirtschafteten Acker-

flächen gerechtfertigt ist. Damit wird zwar die Siedlungsfläche pro Kopf erhöht, der 

Anteil der versiegelten Fläche am Grundstück sinkt zugunsten ökologischer Qualität, 

was auch im Sinne der Biodiversitätsstrategie der Bundesregierung ist. Für dieses In-

strument ist jedoch ein ökologisches Gutachten notwendig, was die Machbarkeit ei-

ner solchen Veränderung vor dem Hintergrund aktueller Studien insbesondere zur 

Biodiversität unterschiedlicher Flächen untersucht.  

Instrumente zur Wohneigentumsbildung 

Ein weiteres Hemmnis für die Erhöhung des Wohnungsangebotes ist die geringe Un-

terstützung derjenigen, die Wohneigentum bauen oder kaufen wollen. Um die Bautä-

tigkeit in Verbindung mit einer Erhöhung der Eigentumsquote anzuregen, ist es not-

wendig, den Aufbau von Wohneigentum zu fördern, was durch die mit hoher Wirk-

samkeit eingeschätzten Instrumente Wohneigentumskredite für Haushalte mit mittle-

ren / niedrigen Einkommen und verminderte Eigenkapitalanforderungen erfolgen 

kann. 

Die Grunderwerbssteuer sollte aus Sicht der Gutachter ist eine Art „Mehrwertsteuer-

modell“ umgewandelt werden. Beim ersten Kauf wird die volle Grunderwerbsteuer 

fällig. Diese gezahlte Grunderwerbsteuer wird bei späteren Erwerbsfällen (nur für die 

Selbstnutzung) angerechnet. D. h., es wird „nur“ die Differenz der Kaufpreise zwi-

schen Erst- und Zweiterwerb besteuert. Damit wird die Mobilitätsfeindlichkeit der jet-

zigen Grundsteuer, die eine flexible Anpassung an Erwerbsarbeitsmöglichkeiten 

deutlich erschwert, vollständig ausgeschaltet. 
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Alle drei Instrumente zur Unterstützung der Wohneigentumsbildung müssen vom 

Bund umgesetzt werden, was jedoch durch das Land befördert werden sollte. Das 

Land sollte bei den Fördermöglichkeiten (Wohneigentumskredite, verminderte Eigen-

kapitalanforderungen) auch selbst aktiv werden.  

Instrumente im Mietwohnungsmarkt 

Um im Mietwohnungsmarkt ein größeres Angebot zu erhalten ist ebenfalls eine Anre-

gung der Bautätigkeit notwendig. Eine hohe Wirksamkeit würde die Verbesserung 

der Rahmenbedingungen im Mietwohnungsbau erbringen. Gemeint ist damit zum ei-

nen eine Erhöhung der Regel-AfA (Absetzung für Abnutzung) auf 3%, vor allem, da 

sich der immer stärkere Einbau von (im Vergleich zum Rohbau kurzlebigen) techni-

schen Einrichtungen deutlich erhöht hat. Zum anderen sollte das Land Schleswig-

Holstein, was im Vergleich zu den meisten anderen Bundesländern im sozialen Woh-

nungsbau bereits überdurchschnittlich engagiert ist, das Segment des so genannten 

„bezahlbaren“ Wohnens fördern, das preislich zwischen Sozialwohnungen und frei 

finanzierten Mietwohnungen liegt. Hier könnten über eine entsprechend ausgestal-

tete Investitionszulage auch Genossenschaften und öffentliche Wohnungsunterneh-

men erreicht werden, die von verbesserten Abschreibungsmodalitäten in der Regel 

nicht profitieren. 

Eine Verbesserung der Abschreibungsmöglichkeiten im Sinne einer erhöhten Ab-

schreibung für Innenflächen würde die Bautätigkeit auf Innenflächen lenken. Neben 

der Abschreibung für vermietete Objekte sollte für die Eigennutzung ein Sonderaus-

gabenabzug in gleicher Höhe vorgesehen werden. Wohnungsmarktwirksam wäre zu-

dem eine steuerliche Bevorzugung der Dekontamination von Flächen sowie von Re-

novierungs- und Ausbaumaßnahmen, was Eigentümer von Bestandswohnungen zu 

Renovierungs- und Ausbaumaßnahmen animieren könnte. Hierunter fällt auch die 

weitere Ausdehnung der Absetzbarkeit von Handwerkerrechnungen von der Einkom-

mensteuer. 

Eine konsequente Anwendung der Regelungen des § 138 Abs. 2 BGB (Wucher) so-

wie des entsprechenden Straftatbestandes (§ 291 StGB) und des Ordnungswidrigkei-

tentatbestandes (§ 5 WiStrG) würde ein Instrument wie die Mietpreisbremse unmittel-

bar überflüssig machen. Dies insbesondere dann, wenn eine Meldepflicht für Mietver-

träge im Rahmen einer kommunalen Mietvertragsdatenbank eingeführt würde, die 

eine höheren Transparenz auf dem Mietwohnungsmarkt mit sich bringen würde. Die 

Gutachter gehen davon aus, dass allein die Einrichtung eines derartigen Systems 

eine disziplinierende Wirkung hätte. 
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Tabelle 1: Auflistung der 24 Instrumente mit der höchsten Wirksamkeit 

Instrument (Kapitel) Akteur Wirksamkeit 

hoch 

Mittel 

Niedrig (im 
Anhang) 

Baulandgewinnung   

Langfristige Bodenpolitik (3.1) Kommune / Land Hoch 

Veränderung der Grundsteuer C (3.2) Bund/Land Hoch 

Neufassung des ökologischen Werts von Flächen (3.3) Land Hoch 

Aufstockung und Umnutzung von Gebäuden (3.4) Kommune / Land Mittel 

Verdichtung durch Veränderungen des Bauordnungs-
rechts (3.5) 

Land Mittel 

Einrichtung von Flächenagenturen für Kompensationsflä-
chen (3.6) 

Land Mittel 

Verstärkter Einsatz der städtebaulichen Entwicklungs-
maßnahme (3.7) 

Kommune / Land Mittel 

Grundstücksfonds zur Revitalisierung von Flächen (3.8) Land / Bund Mittel 

Eigentümeransprache zur Mobilisierung von Flächen zur 
Nachverdichtung (3.9) 

Kommune / Land Mittel 

Befristung des Baurechts bzw. von Nutzungsmöglichkei-
ten (3.10) 

Bund / Land Mittel 

Einführung eines zonierten Satzungsrechts (3.11) Kommune / Bund / 
Land 

Mittel 

Ausbau interkommunaler Kooperation – Flächenpool 
(3.12) 

Kommune / Land Mittel 

Flächenbewertung (Nachhaltigkeit / Vermarktbarkeit von 
Flächen) (3.13) 

Kommune / Land Mittel 

Wohneigentumsbildung   

Wohneigentumskredite für Haushalte mit mittleren / niedri-
gen Einkommen (4.1) 

Bund / Land Hoch 

Veränderung der Grunderwerbssteuer (4.2) Bund / Land Hoch 

Verminderte Eigenkapitalanforderungen (4.3) Bund / Land Hoch 

Abzugsfähigkeit der Hypothekenzinsen bei der Wohnei-
gentumsbildung (4.4) 

Bund / Land Mittel 

Zuschüsse zu den Baukosten / zum Kaufpreis (4.5) Land / Bund Mittel 

Kommunale "Jung kauft Alt"-Programme (4.6) Kommune / Land Mittel 
Mietwohnungsmarkt   

Verbesserung der Rahmenbedingungen im Mietwoh-
nungsbau (5.1) 

Bund / Land Hoch 

Verbesserung der Abschreibungsmöglichkeiten für Innen-
flächen (5.2) 

Bund / Land Hoch 

BGB – Wucherparagraf und Wirtschaftsstrafgesetz 
(WiStrG) (5.3) 

Bund / Land Hoch 

Wohngeld (5.4) Bund / Land Mittel 

Nutzeransprache bei untergenutzten Wohnungen (5.5) Kommune / Land Mittel 
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1 Einleitung und Ziel 
 

Sowohl die Mietpreisbremse als auch die Kappungsgrenze zählen zu den ordnungsrechtlichen 

Eingriffen in die Wohnungsmärkte. Dabei steht es bei der Mietpreisbremse den Ländern frei, 

Orte zu bestimmen, in denen die Mietpreisbremse anzuwenden ist. Die Kappungsgrenze be-

stimmt bundesweit, dass die maximale Mieterhöhung innerhalb von drei Jahren auf 20 % be-

grenzt ist. Die Länder haben die Möglichkeit, Orte zu bestimmen, in denen die Kappungs-

grenze von 20 % auf 15 % abgesenkt wird.  

Das Ziel von Mietpreisbremse und Kappungsgrenze ist die Begrenzung von Mietsteigerungen. 

Beide Instrumente beinhalten eine Einschränkung der Rechte der Wohnungseigentümer. Die 

Instrumente führen zu Marktverzerrungen, weil die ordnungsrechtlich begrenzten Mieten nicht 

mehr die tatsächliche Knappheit von Wohnungen anzeigen.  

Aus diesem Grunde ist es Ziel der Untersuchung, alternativ zu den beiden ordnungsrechtlichen 

Instrumenten marktkonforme Instrumente zu identifizieren, die über eine Steigerung des An-

gebotes einen Marktausgleich herbeiführen und damit die Preissteigerung über die Marktkon-

kurrenz begrenzen.  

 

Auf einem vollkommenen Markt führt eine quantitativ wachsende Nachfrage über einen Preis-

anstieg grundsätzlich zu entsprechenden Angebotserhöhungen. Das Gutachten soll Antwor-

ten liefern, welche Veränderungen der Rahmenbedingungen, welche Fördermaßnahmen und 

welche Instrumente zu einer beschleunigten Anpassung des Angebotes beitragen können. Im 

Gegensatz zur gewünschten Wirkung von Mietpreisbremse und Kappungsgrenze in Richtung 

einer ordnungsrechtlichen Begrenzung der Mieten zielt dieses Gutachten also primär auf die 

Identifikation positiver Investitionsanreize und Rahmensetzungen zur Beschleunigung der An-

gebotsreaktion und damit einhergehend einer Stabilisierung der Mieten.  

Um eine Angebotsreaktion in positiver Weise zu befördern, können zum einen wohnungspoli-

tische Instrumente angewendet werden, die Investoren bzw. Nachfrager nach Gebäuden auf 

verschiedenen Wegen unterstützen. Zum anderen kann die verfügbare Wohnbaulandfläche 

durch die Anwendung von Instrumenten erhöht werden, indem Neuausweisungen von Bau-

land erfolgen, eine Nachverdichtung im Bestand stattfindet und die Wiedernutzung von Brach-

flächen und Baulücken erleichtert wird.  
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2 Wirkungsmechanismen auf Wohnungsmärkten und die 

Position von Mietpreisbremse und Kappungsgrenze 
 

Die Wohnungsmärkte unterscheiden sich von den übrigen Konsumgütermärkten vor allem 

dadurch, dass es sich im Wesentlichen um Bestandsmärkte handelt und die Angebote zudem 

ortsgebunden, d.h. immobil, sind. Kein anderes Gut erreicht nur annähernd die Lebensdauer 

von Wohnungen. Über den Neubau von Wohnungen wurden dem Wohnungsbestand in 

Schleswig-Holstein im Durchschnitt der vergangenen fünf Jahre jährlich nur rund 0,7 % des 

jeweiligen Vorjahresbestandes an Wohnungen hinzugefügt. Der Anteil der Neubauten an den 

„Einzügen in Wohnungen“ dürfte im Bereich unter 10 % je Jahr liegen, d.h. über 90 % des 

Marktgeschehens entfällt auf den Wohnungsbestand. 

Verantwortlich für unausgeglichene Wohnungsmärkte ist in erster Linie die Trägheit der Ange-

botsreaktion auf kurzfristige, in der Regel demografisch bedingte, Nachfragesteigerungen. Auf 

plötzliche Erhöhungen der Einwohnerzahlen folgt die Ausweitung des Wohnungsangebotes 

nur zögerlich, weil die potenziellen Investoren keine ausreichende Sicherheit über die Dauer-

haftigkeit der Nachfragesteigerung haben. Auch ein Mangel an Grundstücken sowie begrenzte 

Kapazitäten von Bauwirtschaft und Baustoffherstellung limitieren kurzfristig die Angebotsaus-

weitung. Jeder einzelne Engpassfaktor allein kann die Angebotsausweitung verzögern.  

Kurzfristig muss der Ausgleich zwischen dem „starren“ Angebot und einer quantitativ „poten-

ziell wachsenden“ Nachfrage in einem marktwirtschaftlichen System über den Preis erfolgen. 

Die Ausweitung des Neubaus wirkt erst mittelfristig. Die Einwirkung des Staates auf die Woh-

nungsmärkte kann grundsätzlich über  

- die finanzielle Be- oder Entlastung des Angebots (z. B. Zuschüsse, Abschreibungsmo-

dalitäten, Kreditkonditionen), 

- die finanzielle Be- oder Entlastung der Nachfrage (z. B. Miet- oder Lastenzuschuss, 

Übernahme der Kosten der Unterkunft, Zweitwohnungssteuer) oder 

- ordnungsrechtliche Eingriffe (z. B. Mietrecht, Kostenüberwälzungsmöglichkeiten (Be-

stellerprinzip), Gewährleistungsumfang und –fristen der Verkäufer, Mietpreisbremse, 

Kappungsgrenze)  

erfolgen.  

Vorgesehen war das Instrument der Mietpreisbremse zur Erhaltung preiswerter Wohnungsbe-

stände. Die Wiedervermietungsmiete wird auf 10 % über der ortsüblichen Vergleichsmiete be-

grenzt. Unabhängig von Fällen, in denen sich Vermieter nicht an diese Vorgabe halten, kann 

das eigentliche Ziel nicht erreicht werden. Da nicht alle Vermieter ihre Mieterhöhungsspiel-

räume nutzen, sind Mietwohnungen vor allem bei langjährigen Mietverhältnissen „preiswert“. 

Die Erhöhung auf 10 % über der ortsüblichen Vergleichsmiete kann eine Erhöhung gegenüber 

dem Vormietverhältnis um 100 % oder mehr darstellen. Ein Mietpreis, der 10 % über der orts-

üblichen Vergleichsmiete liegt, ist in den relevanten Orten keine preiswerte Miete mehr. Paral-

lel zu diesen inhaltlichen Bedenken hält das Landgericht Berlin den § 556d BGB für verfas-

sungswidrig (Landgericht Berlin, Hinweisbeschluss vom 14. September 2017, Aktenzeichen 

67 S 149/17).  

Die Kappungsgrenze greift ausschließlich bei bestehenden Mietverhältnissen. Die Begren-

zung der innerhalb von drei Jahren zulässigen Mietsteigerungen um 20 bzw. 15 Prozent – 
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maximal jedoch bis zur ortsüblichen Vergleichsmiete – ist für normale Mietverhältnisse bei 

aktuellen Inflationsraten zwischen ein und zwei Prozent nahezu irrelevant. Betroffen sind je-

doch Vermieter, die in langjährigen Mietverhältnissen über größere Zeiträume ihre Mieterhö-

hungsmöglichkeiten nicht in Anspruch genommen haben und deren Mieter daher in sehr preis-

wertem Wohnraum leben. Damit ist die Kappungsgrenze inhaltlich eine Aufforderung an die 

Vermieter, die Miete regelmäßig an die ortsübliche Vergleichsmiete anzupassen, um keinen 

zu großen Abstand entstehen zu lassen. Die Absenkung der Kappungsgrenze auf 15 % für 

ausgewählte Städte und Gemeinden - nur dies liegt in der Verantwortung des Landes - ist 

gegenwärtig verzichtbar. Die deutlich reduzierte Zuwanderung sollte bei hoher Wohnungs-

bautätigkeit die Preiserhöhungsspielräume ausreichend begrenzen. 

Die in diesem Gutachten alternativ zur Mietpreisbremse und Kappungsgrenze vorgeschlage-

nen Instrumente zielen auf drei Aspekte der Wohnungsmarktpolitik,  

 die Erhöhung des Baulandangebotes (Kapitel 3),  

 die Förderung des Wohneigentums, also die Erhöhung der Wohneigentumsquote (Ka-

pitel 4), sowie  

 die Schaffung von möglichst preisgünstigen Mietwohnungen (Kapitel 5).  

Insgesamt existieren 50 Instrumente in Deutschland, die den zusätzlichen Bau von Wohnungs-

einheiten und damit die geforderte Angebotsreaktion adressieren. Davon sind 24 mit einer 

mittleren bis hohen Wirkung verbunden. Diese 24 aufgeführten Instrumente haben unter-

schiedliche Wirksamkeiten, wie aus der untenstehenden Tabelle hervorgeht, und sind von un-

terschiedlichen Akteuren einzusetzen. 

Von neun Instrumenten erwarten die Gutachter eine hohe Wirkung. Diese werden für die 

schnelle Umsetzung empfohlen. Dies sind die jeweils die ersten drei zu Beginn der Kapitel 3-

5 aufgeführten Instrumente.  

 

  



 

12 

 

3 Instrumente zur Baulandgewinnung 
 

Eine zentrale Möglichkeit für wirksame Maßnahmen auf den Wohnungsmärkten der Ballungs-

regionen ist die Bereitstellung von weiterem Bauland. Im Folgenden werden die von den Gut-

achtern als wichtigste Ansatzpunkte eingeschätzten Maßnahmen kurz beschrieben, dem für 

sie notwendigen Akteur/en zugeordnet und nach ihrer Wirkung bewertet.  

 

3.1 Langfristige Bodenpolitik  

 

Akteur Kommune / Land  

Wirkung hoch 

 

Eine langfristig angelegte Bodenpolitik sollte zum Ziel haben, ausschließlich Flächen im öf-

fentlichen Eigentum als Bauland auszuweisen. Zur Umsetzung muss eine Flächenbevorratung 

eingeführt werden, deren Kern auch den Ankauf von Flächen umfasst, die möglicherweise nie 

überplant werden, aber als Tauschflächen zum Einsatz kommen können. Ein wichtiges Instru-

ment zur Umsetzung einer langfristigen Bodenpolitik ist die intensivere Ausübung des Vor-

kaufsrechts durch die Kommunen.  

Die überplanbaren Flächen sollten den Bedarf von etwa zehn Jahren nicht unterschreiten, um 

auch bei Verzögerungen der Entwicklung einzelner Gebiete, ausreichende Reaktionsmöglich-

keiten zu haben. 

Eine langfristig angelegte Bodenpolitik ist geeignet, spekulative Preisbewegungen auszu-

schließen und die Baulandpreisentwicklung zu steuern. Inwieweit sich eine solche Steuerung 

mit der in der Regel von der Kommunalaufsicht geforderten Höchstpreisabgabe von Bauland 

und mit den Beihilferegelungen auf europäischer Ebene vereinbaren lässt, muss juristisch ge-

prüft werden.  

Grundsätzlich besteht die Möglichkeit, dass das Land eine Institution einrichtet oder beauf-

tragt, die Flächen im Auftrag der Gemeinden bevorratet, insbesondere bei großen Flächen. 

Damit würde eine finanzielle Überforderung der Gemeinden verringert. 

 

3.2 Veränderung der Grundsteuer C  

 

Akteur Bund / Land  

Wirkung hoch 

 

Die Bundesregierung will die so genannte Grundsteuer C ermöglichen. Im Koalitionsvertag 

wurde formuliert: „Wir werden nach einer verfassungsrechtlichen Prüfung den Kommunen 

durch Schaffung der rechtlichen Grundlagen die Möglichkeit einräumen, die Baulandmobilisie-

rung durch steuerliche Maßnahmen zu verbessern. Durch die Einführung einer Grundsteuer 

C ermöglichen wir den Städten und Gemeinden die Möglichkeit, die Verfügbarmachung von 
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Grundstücken für Wohnzwecke zu verbessern.“ Die Grundsteuer C ist als erhöhte Grund-

steuer auf ungenutzte Grundstücke im Bereich geltender Bebauungspläne vorgesehen. Die 

Ausgestaltung soll den Kommunen überlassen werden, so dass über die Höhe der Steuer das 

„Warten auf höhere Preise“ ökonomisch unattraktiv gemacht werden kann. Wichtig wäre, dass 

dieses Instrument auch auf leerstehende Gebäude angewendet werden kann. Nach der recht-

lichen Umsetzung der Grundsteuer C steht den Städten und Gemeinden erstmals ein wirksa-

mes Instrument zur Verfügung, mit dem Eigentümer zum Verkauf ihrer Grundstücke motiviert 

werden können.  

Die Grundsteuer C erhöht die Wahrscheinlichkeit, dass bisher nicht genutzte Grundstücke ei-

ner Nutzung zugeführt werden. Damit wird die Ausweisung „frischer“ Baulandflächen vermie-

den und wenn die Flächen einer Wohnbebauung zugeführt werden, steigt die Einwohnerzahl 

im Quartier, womit wiederum die Infrastrukturauslastung verbessert wird. Um diese Effekte in 

höchstmöglichem Umfang zu erreichen, wäre eine Anwendung der Grundsteuer C auch bei 

bebauten Grundstücken anzustreben, sofern keine oder nur eine Teilnutzung der Gebäude 

erfolgt. 

 

3.3 Neufassung des ökologischen Werts von Flächen  

 

Akteur Land  

Wirkung hoch 

 

In der Biodiversitätsstrategie der Bundesregierung, die den starken Artenschwund zu verrin-

gern sucht, wird festgestellt, dass die zunehmende Intensivierung der Landwirtschaft dazu 

führt, dass seit 2009 der Teilindex für Artenvielfalt und Landschaftsqualität (Biodiversität) von 

Siedlungen den der Landwirtschaft überholt, weil der Teilindex Landwirtschaft absinkt und der 

Teilindex für Siedlungen stagniert. 

Vor diesem Hintergrund sollte die ökologische Wertigkeit von Flächentypen überdacht und 

neugefasst werden. Bislang wird in Landesverordnungen bezogen auf Ausgleichs- und Ersatz-

flächen eine intensiv genutzte Ackerfläche pro Flächeneinheit ökologisch besser bewertet als 

ein strukturreicher Hausgarten. Würde diese Bewertung umgedreht, was fachlich haltbar ist, 

hätte dies zwei positive Wirkungen: Erstens würde die ökologische Qualität einer Fläche bei 

einer Nutzung von Ackerflächen durch Wohnbebauung steigen. Zweitens würde die Kompen-

sation entfallen, die in der Regel erneut Ackerflächen nutzt. Das Entfallen der Kompensation 

für eine Wohnbebauung wird vom Deutschen Bauernverband positiv bewertet, weil meist in-

tensiv und damit ökonomisch interessante Ackerflächen für die Kompensation verwendet wer-

den.  

Voraussetzung für die Wirkungen ist, dass die Bauwilligen erstens keine dichte Bebauung vor-

nehmen und zweitens naturnahe Gärten anlegen. Beides kann mittels Satzung durch die Kom-

munen für ein Baugebiet festgelegt werden. Dies würde zwar den statistischen Flächenver-

brauch aufgrund größerer Grundstücke erhöhen, die ökologische Beeinträchtigung durch die 

Flächennutzung würde jedoch entfallen. Problematisch könnte die induzierte Mobilität sein, 

was jedoch durch die prognostizierte Zunahme von Elektro-Autos bzw. Autos mit Wasserstoff-

antrieb abgemildert werden kann.  

Die Neufassung dieses Instruments würde die Ausweisung von Neubaugebieten erleichtern, 

was den Bau von an die heutige Wohnnachfrage angepassten Häusern ermöglicht – denn 
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viele Bauten im Innenbereich entsprechen aufgrund zu kleiner Räume bzw. zu enger Grund-

risse nicht mehr den Wohnwünschen. Dass neue Baugebiete auch dann notwendig sind, wenn 

alle Möglichkeiten der Innenentwicklung genutzt werden, wies eine unveröffentlicht gebliebene 

Studie nach, die für das Umweltbundesamt angefertigt wurde. In dieser Studie wurden drei 

unterschiedliche Großstädte auf ihre Innenentwicklungspotenziale hin untersucht und vergli-

chen mit der Wohnungsnachfrage bis zum Jahr 2030: In zwei Städten konnte das Innenent-

wicklungspotenzial nicht die Nachfrage aufnehmen (Behrendt et al. 2011), dies waren das da-

mals noch von der Einwohnerzahl als weiter stagnierend angesehene Hannover sowie die 

wachsende Stadt Stuttgart. Nur im weiter als schrumpfend angesehenen Halle/Saale war das 

Innenentwicklungspotenzial größer als die zukünftige Nachfrage.  

Das Potenzial dieses Instruments für die Baulandgewinnung ist hoch zu bewerten.  

Für die Neufassung dieses Instrument ist ein ökologisches Gutachten notwendig, welches die 

Machbarkeit einer solchen Veränderung vor dem Hintergrund aktueller Studien insbesondere 

zur Biodiversität unterschiedlicher Flächen untersucht. 

 

3.4 Aufstockung und Umnutzung von Gebäuden  

 

Akteur Kommune / Land  

Wirkung mittel 

 

Die Ergebnisse der im Jahr 2016 gemeinsam mit der TU Darmstadt erstellten „Deutschland-

Studie 2015 – Wohnraumpotentiale durch Aufstockungen“ zeigt Abbildung 1 für Schleswig-

Holstein. 

Abbildung 1: Gebäude mit drei und mehr Wohnungen in Schleswig-Holstein insge-

samt und verbleibendes Potenzial für Aufstockungen 

[1]
Gebäude insgesamt

[2]
davon (1): in Regio-

nen mit hohem Bedarf

[3]
davon (2): Baualter

1950 bis 1989

[4]
davon (3): Gebäude

ohne Randlagen

[5]
davon (4): ohne 80%

der Geb. mit 13 WE u.mehr

[6]
davon (5): ohne

Wohneigentumsgem.

0

20

40

60

80

100
1.000 Gebäude

3 - 6 Wohnungen

7- 12 Wohnungen

13 und mehr Wohnungen

Potenzial für 

Aufstockungen im 

Gebäudebestand mit 

drei und mehr 

Wohnungen



 

15 

 

 

Die damalige Betrachtung konzentrierte sich auf Mehrfamilienhäuser der Baualtersklassen 

1950 bis 1989. Weiterhin wurden Randlagen und Gebäude mit 13 und mehr Wohnungen aus-

geblendet. Da auch bei Gebäuden im Eigentum von Wohneigentumsgemeinschaften die 

Chancen auf die Realisierung von Aufstockungen als sehr niedrig eingestuft wurden, verblie-

ben als Potenzial für Schleswig-Holstein von gut 92.000 Gebäuden am Ende nur gut 20.000 

Gebäude. Bei einer durchschnittlichen Zahl von 2,4 Wohnungen je Gebäude, die durch Auf-

stockungen von Wohngebäuden geschaffen werden könnten, errechnet sich eine Zahl von 

48.000 Wohnungen, die durch Aufstockungen gebaut werden könnten.  

Grundsätzlich nimmt die Wirtschaftlichkeit von Aufstockungen mit steigendem Baulandpreis 

zu. Allerdings sind die Realisierungshemmnisse so stark, dass die Potenziale bisher kaum 

genutzt werden. Ein Teil der Hemmnisse ist im Bauordnungsrecht zu verorten (Stellplätze, 

Brandschutz, Barrierefreiheit, ...). Ein wesentliches Hemmnis scheint aber der „Bewohner“ zu 

sein. Die Widerstände sowohl in den potenziell aufzustockenden Gebäuden als auch in der 

unmittelbaren Nachbarschaft sorgen oft für eine Aufgabe der Idee des Aufstockens, weil un-

kalkulierbare Verzögerungen letztlich ökonomischen Risiken bedeuten, die die Eigentümer 

meist nicht eingehen wollen. 

Diese Widerstände gibt es in der Regel auch bei anderen Formen der Nachverdichtung (z.B. 

Anbauten bei unterausgenutzten Grundstücken; zusätzliche Neubauten bei großen Freiflä-

chen, ...).  

Die jüngst in der Diskussion befindlichen Überbauungen von Supermärkten und Parkplätzen 

sind ökonomisch nur bei hohen Baulandpreisen und Lagen in gemischter Bebauung tragfähig. 

Insgesamt ist die eigentlich sehr sinnvolle Nachverdichtung, die keine zusätzlichen Bauland-

flächen benötigt und bei der meist auch die vorhandenen Erschließungseinrichtungen ausrei-

chen, ein Baustein zur Schaffung neuer Wohnungen, dessen realisierbare Potenziale gerade 

in einem Flächenland wie Schleswig-Holstein jedoch nicht überschätzt werden sollten. Die 

Wirkung wird daher als mittel eingestuft. 

 

3.5 Verdichtung durch Veränderungen des Bauordnungsrechts 

 

Akteur Land  

Wirkung mittel 

 

In den Landesbauordnungen wird festgelegt, in welcher Art und Weise gebaut werden darf. 

Beispielsweise sind dort die Grenz- bzw. Regelabstände zwischen Gebäuden festgelegt. 

Durch eine Verringerung dieser Abstände wäre eine höhere Dichte erreichbar, womit ein ge-

ringerer Flächenbedarf pro Einwohner verbunden wäre: Fläche würde effizienter genutzt, es 

könnten mehr Wohnungen oder Einfamilienhäuser gebaut werden. Im Übrigen ist eine hohe 

Dichte in vielen Städten, vor allem in Gebieten aus der Gründerzeit, bereits vorhanden und 

wird von den Bewohnern mit einer hohen Lebensqualität verbunden.  

In der Landesbauordnung für das Land Schleswig-Holstein (LBO) findet sich in § 6 Absatz 5 

eine Regelung, wonach die Tiefe der Abstandflächen 0,4 H, mindestens 3 m, beträgt. Damit 

orientiert sich die Landesbauordnung in Schleswig-Holstein an der Musterbauordnung (MBO) 
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als Standard- und Mindestbauordnung, die von den Sachverständigen der Arbeitsgemein-

schaft der für Städtebau, Bau- und Wohnungswesen zuständigen Minister und Senatoren der 

16 Bundesländer (ARGEBAU) ausgearbeitet worden ist. 

Es wäre neu und im Sinne einer effizienteren Flächennutzung, würde die Landesbauordnung 

zumindest für bestimmte Arten der im Bebauungsplan festgelegten baulichen Nutzungen 

(Baugebietstypen Kerngebiet und Urbanes Gebiet) geringere Abstände zwischen Gebäuden 

erlauben, wie es beispielsweise im hannoverschen Projekt ‚Pelikan VIER‘ mit einer Sonderge-

nehmigung bereits umgesetzt wurde. In diesem Projekt wurde im Jahr 2017 hochwertiges 

Wohnen mit acht achtgeschossigen Gebäuden realisiert. Die Hausabstände wurden abwei-

chend von der Landesbauordnung mit einer Sondergenehmigung gering gehalten, auch um 

den Eindruck urbanen Wohnens zu vermitteln. Nach Ansicht der Architekten sind in den Alt-

baugebieten aus der Jahrhundertwende um 1900 zum Teil noch geringere Abstände zu finden 

und diese haben trotzdem (oder deswegen) eine hohe Nachfrage. Auch die Bewohner dieses 

neuen Quartiers sind mit den geringen Hausabständen zufrieden.1 

Auch für die bessere Nutzung der unter 3.4 dargestellten Nachverdichtungspotenziale könnten 

gezielte Anpassungen der LBO sinnvoll sein. So wird vorgeschlagen die Aufstockung von Ge-

bäuden und Dachausbauten nicht als Neubau anzusehen, sondern als Bestandsmaßnahme, 

um den Bestandschutz für Gebäude zu erhalten. (Gutachten IW Köln für LEG). 

 

3.6 Einrichtung von Flächenagenturen für Kompensationsflächen 

 

Akteur Land  

Wirkung mittel 

 

Flächenagenturen sind Naturschutz-Dienstleister für die kooperative Umsetzung der natur-

schutzrechtlichen Eingriffsregelung mit Hilfe von Flächenpools für Kompensations- und Aus-

gleichsflächen. Das Leistungsangebot eines Poolträgers kann u. a. sein: 

 Entwicklung eines Flächenpools durch Kauf von Flächen 

 Vermittlung von Kompensationsleistungen 

 Moderation, Beratung 

 Flächenverwaltung, Maßnahmenbetreuung, Nachkontrolle 

Als Poolträger kümmert sich die Flächenagentur dabei um alle Arbeitsschritte - von der Sich-

tung erster Projektideen über die Kontaktaufnahme mit Nutzern / Eigentümern, die Abstim-

mung mit allen relevanten Akteuren bis hin zu Flächenerwerb und Maßnahmenrealisierung. 

Solche Flächenpools können die Eigentümer von landwirtschaftlichen Flächen dazu bewegen, 

diese für Baugebiete zu verkaufen, weil mit ihrer Hilfe die Kompensations- und Ausgleichsflä-

chen nicht ebenfalls landwirtschaftliche Flächen dieses Eigentümers beanspruchen, was ak-

tuell vielfach der Fall ist. Die Flächen können an anderen Orten realisiert werden, was mit 

einem landesweiten Flächenpool möglich wäre.  

                                                
1 https://www.gundlach-bau.de/zuhause-finden/infos-fuer-interessierte/kaufinteressiert/referenzen/peli-
kan-vier-exklusive-eigentumswohnungen-in-der-list/ 
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Bereits heute bieten Landwirte geringer wertige Flächen als privat organisierte Poolflächen an. 

Ein weiterer Vorteil solcher Pool-Konzepte ist die Zusammenlegung im Normalfall oftmals klei-

ner bzw. isolierter Kompensations- und Ausgleichsflächen zu größeren Einheiten, was natur-

schutzfachlich zu begrüßen ist. 

Insgesamt ist der Effekt auf die Gewinnung von Bauland eher gering und daher die Maßnahme 

mit mittlerer Wirkung einzuschätzen.  

 

3.7 Verstärkter Einsatz der städtebaulichen Entwicklungsmaßnahme  

 

Akteur Kommune / Land  

Wirkung mittel 

 

Für die Revitalisierung innerstädtischer Brachflächen kann die Entwicklung der Flächen als 

städtebauliche Entwicklungs- oder Sanierungsmaßnahme vorteilhaft sein. Eine städtebauliche 

Entwicklungsmaßname kann die Bereitstellung bzw. Aktivierung von Flächen ermöglichen, 

wenn „Ortsteile und andere Teile des Gemeindegebiets entsprechend ihrer besonderen Be-

deutung für die städtebauliche Entwicklung und Ordnung der Gemeinde oder entsprechend 

der angestrebten Entwicklung des Landesgebiets oder der Region erstmalig entwickelt oder 

im Rahmen einer städtebaulichen Neuordnung einer neuen Entwicklung zugeführt werden“ (§ 

165 Abs. 2 BauGB). 

Die städtebauliche Entwicklungsmaßnahme bietet gegenüber der Sanierungsmaßnahme die 

Möglichkeit, gegen den Willen der (Alt-) Eigentümer Maßnahmen durchzuführen, da ihr das 

Instrument der Enteignung zur Verfügung steht. Zudem eignet sie sich speziell für große Be-

reiche. Als Voraussetzung hat das „Wohl der Allgemeinheit die Durchführung der städtebauli-

chen Entwicklungsmaßnahme [zu] erforder[n]“ (§ 165 Abs. 3 Nr. 2 BauGB). Der Gesetzgeber 

nennt als eine Einleitungsvoraussetzung das Vorliegen von Brachflächen. Die städtebauliche 

Sanierungsmaßnahme kann dort eingesetzt werden, wo städtebauliche Missstände wesent-

lich verbessert oder umgestaltet werden sollen (§ 136 Abs. 2 BauGB). Da Brachflächen städ-

tebauliche Missstand darstellen, ist auch dieses Werkzeug für die Revitalisierung einsetzbar 

(BBR Bundesamt für Bauwesen und Raumordnung: URL: http://www.werkstatt-stadt.de, Ja-

nuar 2007, zitiert in Weitkamp 2011: 5) 

Der hohe organisatorische und unter Umständen finanzielle Aufwand dieses Instruments ist 

für viele Kommunen nicht zu tragen, auch wenn es vereinzelt angewendet wird. Daher sollte 

eine Einrichtung des Landes dieses Instrument für die Gemeinden mit Problemen bei der Bau-

landbereitstellung verwenden. Das hat den Vorteil, dass eine Sanktionsmaßnahme wie die 

Enteignung, auch wenn diese nur angedroht wird, von einem Akteur außerhalb der Gemeinde 

ins Spiel kommt. Der von außen kommende Akteur kann als ‚unpersönlicher Akteur‘ dem Flä-

cheneigentümer leichter drohen, eine Enteignung durchzuführen, als dies die Gemeinde kann, 

was insbesondere in kleinen Gemeinden wegen der vielfach persönlichen Beziehungen nur 

schwer ohne politischen und stimmungsmäßigen Schaden möglich ist. 

Eine Enteignung von Flächen ist möglich, wenn aufgrund der angestrebten Ziele und Zwecke 

der Entwicklungsmaßnahme ein Allgemeinwohlerfordernis gegeben ist, z.B. ein erhöhter Be-

darf an Baulandflächen und Alternativflächen nicht im erforderlichen Umfang zur Verfügung 

stehen. Das Wohl der Allgemeinheit in diesem Sinne ist inhaltsgleich mit dem Wohl der Allge-
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meinheit gem. Art. 14 Abs. 3 GG, welches eine Enteignung rechtfertigt. Da die Gemeinde be-

rechtigt ist, im Geltungsbereich der Entwicklungssatzung grundsätzlich alle Grundstücke zu 

enteignen, müssen die Enteignungsvoraussetzungen jedoch bereits bei der Aufstellung der 

Entwicklungssatzung vorliegen. 

Eine Städtebauliche Entwicklungsmaßnahme kann mit einem Mangel an sonstigen Entwick-

lungsmöglichkeiten in einer Entwicklungssatzung begründet werden, die vom Gemeinderat 

beschlossen werden muss.  

Allein die Ankündigung einer solchen Möglichkeit bzw. Maßnahme kann bei den Flächenbe-

sitzern zu einer höheren Verhandlungsbereitschaft bezogen auf den Verkauf ihrer Fläche(n) 

führen. Die Kommune kann anschließend das Instrument der Baulandumlegung als Möglich-

keit nennen, die keine Enteignungsmöglichkeit enthält.  

In Baden-Württemberg hat eine Landesgesellschaft als externer Akteur, letztlich im Auftrag 

der Gemeinde, für bestimmte Gebiete, in denen Grundstückseigentümer ihre Flächen nicht 

nutzen, diese Möglichkeit des BauGB eingesetzt, um Flächen zu aktivieren. Begründet werden 

kann das Aktivwerden eines externen Akteurs mit dem Aufwand, den eine solche Maßnahme 

mit sich bringt. Eine kleine Gemeinde kann mit ihrer Planungskapazität eine solche Maßnahme 

nicht umsetzen. 

Die Enteignung kann zum normalen Wert der Fläche nach Bodenrichtwertkarte erfolgen, so 

dass keine Planungswertsteigerung durch den Flächeneigentümer eingepreist werden kann.  

Voraussetzung für die Durchführung eine Entwicklungsmaßnahme 

Die Durchführung städtebaulicher Entwicklungsmaßnahmen ist gemäß § 165 Abs. 3 Satz 1 

BauGB an vier Voraussetzungen gebunden. Entwicklungssatzungen sind zulässig, wenn  

1. die Maßnahme Ortsteile und andere Teile des Gemeindegebiets entsprechend ihrer beson-

deren Bedeutung für die städtebauliche Entwicklung und Ordnung der Gemeinde oder ent-

sprechend der angestrebten Entwicklung des Landesgebiets oder der Region erstmalig entwi-

ckelt oder im Rahmen einer städtebaulichen Neuordnung einer neuen Entwicklung zugeführt 

werden,  

2. das Wohl der Allgemeinheit die Durchführung der städtebaulichen Entwicklungsmaßnahme 

erfordert, insbesondere zur Deckung eines erhöhten Bedarfs an Wohn- und Arbeitsstätten, zur 

Errichtung von Gemeinbedarfs- und Folgeeinrichtungen oder zur Wiedernutzung brachliegen-

der Flächen,  

3. die mit der städtebaulichen Entwicklungsmaßnahme angestrebten Ziele und Zwecke durch 

städtebauliche Verträge nicht erreicht werden können oder Eigentümer der von der Maß-

nahme betroffenen Grundstücke unter entsprechender Berücksichtigung des § 166 Abs. 3 

nicht bereit sind, ihre Grundstücke an die Gemeinde oder den von ihr beauftragten Entwick-

lungsträger zu dem Wert zu veräußern, der sich in Anwendung des § 169 Abs. 1 Nr. 6 und 

Abs. 4 ergibt,  

4. die zügige Durchführung der Maßnahme innerhalb eines absehbaren Zeitraums gewähr-

leistet ist.  
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Wohl der Allgemeinheit als Anwendungsvoraussetzung (§ 165 Abs. 3 Nr. 2 BauGB) 

Die Entwicklungssatzung, durch die Entwicklungsmaßnahme förmlich festgesetzt wird, muss 

die Voraussetzungen des § 165 Abs. 3 Satz 1 Nr. 2 BauGB erfüllen. Danach kann die Ge-

meinde einen Bereich, in dem eine städtebauliche Entwicklungsmaßnahme durchgeführt wer-

den soll, nur dann förmlich als städtebaulichen Entwicklungsbereich festlegen, wenn das Wohl 

der Allgemeinheit die Durchführung der städtebaulichen Entwicklungsmaßnahme erfordert, 

insbesondere zur Deckung eines erhöhten Bedarfs an Wohn- und Arbeitsstätten, zur Errich-

tung von Gemeinbedarfs- und Folgeeinrichtungen oder zur Wiedernutzung brachliegender Flä-

chen.   

Die Wirkung wird aufgrund der hohen Anforderungen und die Einschränkung auf bestimmte 

Rahmenbedingungen als mittel eingeschätzt, zumal Enteignungen, wie sie in diesem Instru-

ment möglich sind, nur eine sehr geringe Akzeptanz haben und den Behörden einen Reputa-

tionsschaden zufügen können. 

Als Beispiel für den Einsatz der Städtebaulichen Entwicklungsmaßnahme inklusive Enteig-

nung eines Grundstückseigentümers kann die Gemeinde Wildeshausen genannt werden, die 

für ein Neubaugebiet nicht die notwendigen Flächen zusammenlegen konnte, weil ein Flä-

chenbesitzer nicht verkaufsbereit war. Die Voraussetzung, dass andere Gebiete innerhalb des 

Gemeindegebietes für eine Überplanung nicht zur Verfügung stehen, war in der Gemeinde 

Wildeshausen gegeben, so dass der Einsatz dieser Maßnahme rechtlich möglich war.2 

 

3.8 Grundstücksfonds zur Revitalisierung von Flächen  

 

Akteur Land / Bund 

Wirkung mittel 

 

Grundstücksfonds können zur Revitalisierung von Flächen beitragen, weil mit ihnen das Fi-

nanzierungshemmnis durch das Pooling von Finanzmitteln beseitigt werden kann. Der Fonds 

sammelt bzw. konzentriert Mittel in einer Hand, das können private Mittel, öffentliche Mittel 

oder Mischfinanzierungen sein, und finanziert den Kauf, die Entwicklung und den Verkauf von 

Flächen.  

In der Regel sind Fonds öffentlich finanziert, da zumeist Altlasten bzw. Altablagerungen saniert 

werden müssen, was für private Investoren ein zu hohes Risiko bedeutet. Die grundsätzliche 

Möglichkeit, Fonds für die Flächenrevitalisierung, auch bei Beseitigung von Kontaminationen, 

mit privaten Mitteln finanzieren zu können, wurde im Vorhaben ‚Nachhaltiges Flächenmanage-

                                                

2https://www.nwzonline.de/oldenburg-kreis/wirtschaft/stadt-baut-auf-die-enteig-

nung_a_6,1,3786512610.html; https://www.nwzonline.de/oldenburg-kreis/wirtschaft/gericht-raet-zu-70-

cent-mehr-pro-quadratmeter_a_5,1,1116232787.html; https://www.wildeshausen.de/portal/seiten/sta-

edtebauliche-entwicklungsmassnahme-vor-bargloy-914000463-21701.html 

 

https://www.nwzonline.de/oldenburg-kreis/wirtschaft/stadt-baut-auf-die-enteignung_a_6,1,3786512610.html
https://www.nwzonline.de/oldenburg-kreis/wirtschaft/stadt-baut-auf-die-enteignung_a_6,1,3786512610.html
https://www.nwzonline.de/oldenburg-kreis/wirtschaft/gericht-raet-zu-70-cent-mehr-pro-quadratmeter_a_5,1,1116232787.html
https://www.nwzonline.de/oldenburg-kreis/wirtschaft/gericht-raet-zu-70-cent-mehr-pro-quadratmeter_a_5,1,1116232787.html
https://www.wildeshausen.de/portal/seiten/staedtebauliche-entwicklungsmassnahme-vor-bargloy-914000463-21701.html
https://www.wildeshausen.de/portal/seiten/staedtebauliche-entwicklungsmassnahme-vor-bargloy-914000463-21701.html
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ment Hannover (NFM-H)‘ des BMBF-Forschungsprogramms 'Reduzierung der Flächeninan-

spruchnahme' (Refina) nachgewiesen. (Behrendt et al. 2010) Der dort entwickelte Fonds 

wurde als geschlossener Immobilienfonds konzipiert, der eine jährliche Rendite von 12% auf 

das eingesetzte Kapital der privaten Investoren anstrebte. Die Finanz- und Wirtschaftskrise 

2007/2008 ‚begrub‘ diese Möglichkeit zwar, geschlossene Immobilienfonds existierten in der 

Folge überwiegend nicht mehr, die deutlich geringeren Renditeforderungen auf dem heutigen 

Kapitalanlagemarkt sprechen jedoch dafür, einen solchen Fonds erneut auf seine Machbarkeit 

zu untersuchen und exemplarisch zu erproben. Denn in Großbritannien (GB) liegen schon 

länger Erfahrungen mit dem Einsatz von Fonds vor. Auch in den USA findet dieses Instrument 

in der Brachflächenentwicklung Anwendung.  

Hervorgehoben wird in der Literatur die Funktion der Fonds, Entwicklungsrisiken und Gefahren 

für den Mitteleinsatz zu reduzieren. Sie dienen somit als Starthilfe und Absicherung für den 

Einsatz privater Mittel. Außerdem zwingen Fonds zu einem strategischen Umgang mit den 

kommunalen Brachflächen und einer durchdachten Herangehensweise in der Vermarktung. 

Da mit Hilfe von Grundstücksfonds nur eine kleinere Zahl von Brachflächen revitalisiert werden 

kann, wird die Wirksamkeit mit eher mittel bewertet. 

 

3.9 Eigentümeransprache zur Mobilisierung von Flächen zur Nachverdichtung  

 

Akteur Kommune / Land 

Wirkung mittel 

 

Die Mobilisierung von Flächen auf bebauten wie unbebauten Grundstücken scheitert in vielen 

Fällen am Eigentümer. In solchen Fällen ist eine Aktivierung der Eigentümer notwendig, die 

über eine organisierte persönliche Ansprache erfolgen muss, um wirksam sein zu können. Es 

müssen nicht nur Informationen zu den Nutzungsmöglichkeiten der konkreten Fläche gege-

ben, sondern konkrete Unterstützungsangebote gemacht werden, bis hin zur Übernahme der 

Projektsteuerung. Viele Eigentümer sind nicht in der Lage (bspw. aufgrund Alter oder fehlen-

dem Know How), die komplexen Prozesse einer Reaktivierung von Flächen zu schultern.  

Im Projekt des BMBF-Refina-Forschungsprogramms 'Neue Handlungshilfen für eine aktive In-

nenentwicklung (HAI)' wurden Bausteine für eine erfolgreiche Strategie zur Aktivierung von 

innerörtlichen Baulandpotenzialen in mittleren und kleinen Kommunen untersucht und ange-

wendet. Zentrales Ergebnis ist, dass es Potenziale im bebauten Innenbereich einer Kommune 

gibt3, es aber eines vergleichsweise hohen Aufwandes bedarf, um diese innerörtlichen Bau-

landpotenziale zu heben. Problematisch sind zum einen die häufig fehlenden Baulandkataster, 

die auch geringfügig genutzte Flächen (Bauen in 2. Reihe) erfassen, zum anderen das 

relativ hohe Akzeptanzrisiko für die Kommune. Die Wirkung wird daher als mittel ein-

gestuft. 

 

  

                                                
3 www.hai-info.net bzw. www.refina-info.de/ 

http://www.hai-info.net/
http://www.refina-info.de/
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3.10 Befristung des Baurechts bzw. von Nutzungsmöglichkeiten 

 

Akteur Bund / Land  

Wirkung mittel 

 

Die unbefristete Gültigkeit von Bebauungsplänen ist für eine nachhaltige Bodenpolitik ein gro-

ßes Hindernis. Eine generelle Begrenzung der Rechtswirkung auf beispielsweise 10 Jahre 

(Baurecht auf Zeit) könnte die Flexibilisierung der Planungspolitik wesentlich fördern. Nach 

Ablauf dieser Frist müssten Ausgleichs- und Eingriffsregelungen neu greifen, die "Karten" 

müssten also neu gemischt werden. Dieses stellt einen verhältnismäßigen Eingriff in das Bo-

deneigentum dar, da ja nicht an die Aufhebung der Plangewährleistungsfrist gedacht wird, 

sondern lediglich der Verwaltungsaufwand zur Aufhebung der Planungen vermieden werden 

soll, an deren Ende ebenfalls die Aufhebung des Baurechts stehen würde.  

„Mit der Befristung des öffentlich-rechtlichen Baurechts einhergehen könnte die Befristung der 

dinglichen Verfügungsrechte am Boden mit Hilfe der Vergabe von an die Amortisierungsfristen 

gewerblicher Investitionen angepassten Erbbaurechten (10–30 Jahre). Damit kann eine Ge-

meinde die spätere Wiederverfügung über ihre Flächen sicherstellen und so den Handlungs-

spielraum erhöhen, brachgefallene Flächen erneut baulich oder anderweitig nutzen zu können, 

ohne sie zurückkaufen zu müssen." (Arbeitsgruppe Flächenhaushaltspolitik der ARL 2004: 6) 

Die Arbeitsgruppe Flächenhaushaltspolitik merkt zudem an, dass der so genannte "Heimfall" 

der Erbbaurechte an den Erbbaurechtsgeber, sobald von der vereinbarten Nutzung der Flä-

chen abgewichen wird, eine zugkräftige Lösung für die Wiedernutzung von Brachen, aber auch 

von Gebäudeleerständen sein könnte." (Thiel F. 2004) 

Problematisch ist, dass vor allem in größeren Städten vielfach für Flächen keine Bebauungs-

planung (als Vorratsplanung) mehr erfolgt, sondern der B-Plan als Folge der im BauGB vor-

gesehenen Möglichkeiten des ‚Städtebaulichen Vertrags‘ oder des ‚Vorhaben- und Erschlie-

ßungsplans‘ entsteht.  

Die Wirkung des Instruments der Begrenzung der Rechtswirkung von Bebauungsplänen wird, 

weil nur Teilflächen der möglichen Wohnbauflächen von dieser Regelung erfasst würden, als 

mittel eingeschätzt. 

 

3.11 Einführung eines zonierten Satzungsrechts  

 

Akteur Kommune / Bund / Land  

Wirkung mittel 

 

Ein zoniertes Satzungsrecht gibt den Kommunen die Möglichkeit, mit Hilfe unterschiedlicher 

Steuersätze oder Hebesätze für Steuern selbst festzulegen, in welchen Teilgebieten der Ge-

meinde ein bestimmter Steuersatz gilt, zum Beispiel bei der Grundsteuer oder der Gewerbe-

steuer. Damit wäre es möglich, Brachflächen geringer zu besteuern oder alle anderen Grund-

stücke höher zu besteuern, womit Lenkungseffekte bei der Flächennutzung erreicht werden 

könnten. Notwendig sind dafür Gesetzesänderungen, die der Bund vornehmen müsste.  
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Das Modell des Landes Baden-Württemberg (BBR/BMVBS 2007c: 52), dass jedoch vom Bun-

desrat abgelehnt wurde, schlug vor, mit einer Öffnungsklausel den Kommunen die Möglichkeit 

einzuräumen, in bestimmten von der Kommune festzulegenden Gebieten die Grundsteuer 

niedriger als im sonstigen Gemeindegebiet festzusetzen. Eine Steuererleichterung hat jedoch 

das Problem der fehlenden Anreize für eine Baulandmobilisierung (Gefahr der Flächenhor-

tung). Werden unbebaute Innenstandorte hingegen höher besteuert (Vorschlag des Deut-

schen Städtetages), könnte das den Druck zugunsten einer Bebauung erhöhen und das Hor-

ten erschweren.  

Im Gegensatz zur Grundsteuerreform, die insgesamt die Nutzung von Flächen verteuern 

würde und damit den Flächenverbrauch dämpfen soll, bietet das zonierte Satzungsrecht den 

Kommunen die Möglichkeit, einen Lenkungseffekt auf bestimmte von der Stadtplanung aus-

gewählte Grundstücke zu lenken, zum Beispiel auf städtebaulich besonders relevante Bra-

chen. 

Da das zonierte Satzungsrecht nur für bestimmte Flächen wie Brachflächen angewendet wird, 

ist die Wirksamkeit abhängig von der Zahl und Qualität dieser Fläche, die Wirkung ist damit 

begrenzt.   

 

3.12 Ausbau interkommunaler Kooperation – Flächenpool  

 

Akteur Kommune / Land 

Wirkung mittel 

 

Flächenpool-Konzepte für mehrere Gemeinden wurden ursprünglich für Gewerbeflächen ent-

wickelt. Solche Pool-Lösungen sind jedoch auch für Wohnbauflächen denkbar. Der Vorteil ist, 

dass Erschließungskosten gesenkt werden können, wenn eine geringere Zahl von Neubauge-

bieten erschlossen werden muss. Die teilnehmenden Gemeinden würden in einen solchen 

Pool gemeinsam Flächen eingeben. Daraufhin erfolgt eine monetäre Bewertung der Poolflä-

chen unter Berücksichtigung städtebaulicher, wirtschaftlicher und ökologischer Kriterien. 

Diese Kriterien werden in Zusammenarbeit mit den Bürgermeistern der Gemeinden festgelegt. 

Die entstehenden Erlöse und Kosten der Poolbewirtschaftung werden entsprechend des er-

mittelten Wertes der eingebrachten Flächen an die beteiligten Gemeinden verteilt.  

Das Pooling von Flächen ist dabei nicht nur für Neubauflächen möglich, sondern auch für die 

Einbeziehung von Brachflächen sowie Ausgleichsflächen (Standortsuche und Entwicklung von 

Ausgleichflächen zur Verfolgung ökologischer und ökonomischer Ziele in einem interkommu-

nalen Ansatz).  

Der Interessenausgleich zwischen den beteiligten Kommunen kann über einen Finanzfonds 

erreicht werden, der zum einen aus einer allgemeinen Umlage aller Gemeinden besteht, be-

rechnet mit Hilfe von Kriterien wie Zahl der Einwohner und Einwohnerentwicklung und Wirt-

schaftskraft, zum anderen wird abhängig von der Flächenentwicklung der Kommunen eine 

selektive Abgabe erhoben, die auf der Basis neu geschaffener Wohneinheiten berechnet wird 

(Details s. Einig K. 2007, Greiving et al. 2008). Der Finanzfonds wurde im Rahmen eines Mo-

dellvorhabens 'Lebens- und Wirtschaftsraum Rendsburg' entwickelt (http://www.refina-

info.de/de/projekte/index.phtml). 
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Die Wirksamkeit ist grundsätzlich hoch, doch sind nur weniger Kommunen zu solchen Pooling-

Lösungen bereit, zum einen weil es einen hohen Kooperationsaufwand nach sich zieht, zum 

anderen weil es zu einer Verminderung ihrer Planungsmöglichkeiten kommt. Darüber hinaus 

sind mit Wohnbaugebieten immer auch Fragen der Auslastung von Infrastrukturen verbunden, 

was ein Pooling auch dieser nach sich ziehen würde. Insgesamt wird einem solchen Instru-

ment deshalb nur eine mittlere Wirksamkeit bescheinigt werden können. 

 

3.13 Flächenbewertung (Nachhaltigkeit / Vermarktbarkeit von Flächen) 

 

Akteur Kommune / Land 

Wirkung mittel 

 

Ein entscheidendes Problem für die Revitalisierung von Brachen und die Nutzung von Baulü-

cken in einer Kommune ist die Auswahl von Flächen, die vorrangig einer Wiedernutzung zu-

geführt werden sollten. Ein Hilfsinstrument für die Baulandgewinnung ist die detaillierte Bewer-

tung von Baulandflächen mit Hilfe eines Kriteriensystems, das die Aspekte der Nachhaltigkeit 

einer Nutzung sowie der Vermarktbarkeit betrachtet, denn ohne realistische Vermarktungsper-

spektive kann die Nachhaltigkeit einer Flächennutzung nicht gewährleistet werden. Um Flä-

chen identifizieren zu können, die mit der gegebenen Zielnutzung einen Beitrag zu einer nach-

haltigen Siedlungsentwicklung leisten und als entwicklungsfähig gelten können, wurde ein pra-

xisorientiertes Bewertungssystem in Form eines Leifadens entwickelt, das die Aspekte Nach-

haltigkeit (39 Kriterien) und Vermarktbarkeit (25 Kriterien) einer zur Baureife zu entwickelnden 

Fläche abdeckt  (Behrendt et al. 2010; https://refina-info.de/de/projekte).  

In beiden Kriteriensätzen werden sowohl Merkmale der Fläche (z.B. Größe, Grad der Versie-

gelung) als auch Einflüsse aus ihrem Umfeld auf die Zielnutzung (z.B. Lärm von einer benach-

barten Hauptverkehrsstraße) sowie von der Zielnutzung zu erwartende Wirkungen auf das 

Umfeld berücksichtigt. Die Flächenbewertung erfasst demnach sowohl die Fläche selbst als 

auch ihre positiven wie negativen Wechselbeziehungen zum Umfeld.  

Die Kriterien umfassen zum einen quantitativ erfassbare Größen, wie bspw. die Entfernung 

der Fläche zur nächstgelegenen ÖPNV-Haltestelle, zum anderen qualitativ einzuschätzende 

Gegebenheiten, wie die potenzielle 'Adressbildung' einer Fläche.  

Die Bewertung erlaubt eine transparente und nachvollziehbare Überprüfung der Brachflächen 

mit dem Ziel, die Flächen für die Planung zu priorisieren. Die Anwendungsmöglichkeiten des 

Bewertungssystems gehen jedoch über die reine Auswahl von Flächen hinaus. Die Kriterien 

können zur Einschätzung der Nachhaltigkeit konkreter Vorhaben der Flächenentwicklung, ein-

schließlich der Identifizierung möglicher Schwachstellen, zur Bewertung von Standortalterna-

tiven oder - in der übergeordneten strategischen Planung – für Schwerpunktsetzungen in der 

Stadtentwicklung eingesetzt werden. Die Anwendung des Kriteriensystems zur Bewertung von 

Brachen kann darüber hinaus Entscheidungsprozesse in der Verwaltung stärker an Aspekten 

der nachhaltigen Siedlungsentwicklung orientieren. Varianten bzw. Standorte können dadurch 

nachvollziehbarer diskutiert und eindeutiger an Nachhaltigkeitszielen gemessen werden.  

Ähnliche Projekte zur Bewertung einer Flächennutzung wurden ebenfalls im Rahmen des 

BMBF-Refina-Forschungsprogramms entwickelt (http://www.refina-info.de/de/projekte/in-

dex.phtml), sie beziehen sich jedoch nur auf bestimmte Vornutzungen, z.B. Militärflächen, oder 

http://www.refina-info.de/de/projekte/index.phtml
http://www.refina-info.de/de/projekte/index.phtml
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spezifische Aspekte, wie die Einbeziehung von Bürgerinnen und Bürgern in den Nachnut-

zungsprozess für eine vormals genutzte Fläche. 

SINBRA: Priorisierung von Flächen innerhalb eines Konversionsgeländes 

Gläserne Konversion: Partizipative Priorisierung von Flächen innerhalb eines Konversionsge-

ländes 

REGENA: Monetarisierte, von Stakeholdern gewichtete Bewertung von Gewerbeflächen in ei-

nem regionalen Gewerbeflächenpool 

KOSAR: Kriterien für die Vermarktbarkeit von Reserveflächen (ehem. Treuhand-Flächen in 

Ostdeutschland) 

NKF: Bewertung von Flächen für die Vermögensbilanz im Rahmen der Einführung des Neues 

Kommunales Finanzmanagements (NKF) 
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4 Instrumente zur Wohneigentumsbildung 
 

Die im Folgenden aufgeführten Instrumente zur Unterstützung des Wohnungsmarktes werden 

von den Gutachtern als mögliche Ansatzpunkte kurz beschrieben, dem für sie notwendigen 

Akteur/en zugeordnet und nach ihrer Wirkung bewertet. In der Nennung des Akteurs / der 

Akteure bedeutet die erste Nennung die durchführende Institution für das Instrument, die 

zweite die unterstützend agierende Institution, beispielsweise durch Landes-Fördermittel für 

Kommunen oder als initiierende Institution für Bundesratsinitiativen, um Einfluss auf die Bun-

desgesetzgebung zu nehmen.  

 

4.1 Wohneigentumskredite für Haushalte mit mittleren / niedrigen Einkommen  

 

Akteur Bund / Land  

Wirkung hoch 

 

Die Wohneigentumsquote stagniert in Deutschland seit Jahrzehnten bei Werten zwischen 40 

und 46 %. Damit weist Deutschland in Europa nach der Schweiz und Schweden die drittnied-

rigste Wohneigentumsquote auf. Die gesellschaftlichen Vorteile des Wohneigentums - höhere 

Eigenverantwortung, höhere Sparquote, Wohnungseigentümer gelten generell als Stabilitäts-

faktoren in Quartieren, Vermögensbildung breiter Bevölkerungsschichten, geringere Gefähr-

dung durch Altersarmut - kommen dadurch in Deutschland weniger zum Tragen als in anderen 

Ländern. 

Für die Zielgruppe „Familien“ hat die Bundesregierung bereits eine spezielle Wohneigentums-

förderung vorgesehen. Erwartet wird, dass jährlich 200.000 Familien mit 300.000 Kindern4 die 

Förderung in Anspruch nehmen. Wie viele davon einen Neubau beziehen, konnte nicht einge-

schätzt werden. Insgesamt wird ein erheblicher Teil der Bevölkerung von der Förderung der 

Wohneigentumsbildung ausgegrenzt.  

Ausgangspunkt der Überlegungen zur Förderung durch Wohneigentumskredite war die Frage, 

ob eine besondere Ausgestaltung der Wohneigentumsförderung dazu führen kann, die Wohn-

eigentumsquote in Deutschland langfristig zu erhöhen. Dies kann nur gelingen, wenn Einkom-

mensgruppen erreicht werden, die bislang eine unterdurchschnittliche Eigentumsquote auf-

weisen.  

Gemein ist den Zielgruppen der in der Regel eingeschränkte Zugang zu Hypothekenkrediten 

(mittlere bis niedrige Einkommen in Kombination mit wenig Eigenkapital). Insofern wäre eine 

Anknüpfung der Förderung an die Finanzierung notwendig. Im Vergleich zu den Wohneigen-

tumsförderungen der Vergangenheit (§§ 7b, 10e EStG, Eigenheimzulage) kann die hier vor-

geschlagene Förderung durchaus als Sonderprogramm für Mieterhaushalte mit mittleren 

Einkommen verstanden werden. Dabei werden Haushalte mit hohen und niedrigen Einkom-

men nicht ausgegrenzt. Haushalte mit höheren Einkommen werden die Förderung wegen der 

damit verbundenen Wohnflächenbeschränkung kaum in Anspruch nehmen und im untersten 

Einkommensbereich wird die Wohneigentumsbildung wohl dauerhaft nicht möglich sein.  

                                                
4 Deutscher Bundestag, Drucksache 19/1276, 20.3.2018 
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In der aktuellen Zinssituation wäre die Gewährung eines langfristigen Festzinsdarlehens sinn-

voll. Die Laufzeit kann entsprechend der zu erwartenden Resterwerbsphase eingestellt wer-

den, sollte 30 Jahre aber nicht überschreiten. So würde zum Beispiel ein Kredit mit einer Lauf-

zeit von 30 Jahren bei voller Tilgung über die Laufzeit und einem Zins von 1,5 % eine Kapi-

talkostenbelastung in Höhe von 4,16 % p.a. bedeuten. Inwieweit zusätzliche, kostenverursa-

chende Bürgschaften (etwa als Eigenkapitalersatz) erforderlich sind, kann nicht abschließend 

beurteilt werden.  

Für Haushalte mit mittleren und niedrigen Einkommen wird in der Regel ein höheres Risiko 

temporärer Arbeitslosigkeit unterstellt. Der temporäre Bezug von Arbeitslosengeld II dürfte 

ebenso eine erhöhte Wahrscheinlichkeit aufweisen. Deshalb wäre es sinnvoll, wenn die neue 

Wohneigentumsförderung Grenzen bezüglich der Wohnfläche setzt. Diese Grenzen können 

sich an den Wohnflächenvorgaben des sozialen Wohnungsbaus orientieren. Beginnend mit 

50 m² für den Single-Haushalt und 65 m² für den Zweipersonenhaushalt werden für jedes wei-

tere Haushaltsmitglied zusätzlich 10 m² als angemessen betrachtet. Wohneigentum der ange-

gebenen Größe bliebe auch bei einer temporären Verschlechterung der Erwerbssituation er-

halten, d. h. die Kosten würden vom Job-Center übernommen. Allerdings werden nach gegen-

wärtigem Stand zwar die Zins-, aber nicht die Tilgungsleistungen übernommen. Dies ist inso-

fern nicht nachvollziehbar, als bei der Miete unterstellt werden kann, dass die vollständigen 

Kapitalkosten (Zins und Abschreibung) in der Kaltmiete enthalten sind und damit vollständig 

von den Job-Centern übernommen werden. Hier wäre eine Anpassung der Übernahme der 

Tilgungsleistungen bei Eigentümern vorzunehmen. 

Die Förderung über die Kreditkonditionen bietet den Vorteil, dass Haushalte erreicht werden 

können, die aufgrund ihres Einkommens keinen Zugang zu Hypothekendarlehen haben. Die 

Förderung ist linear am Objektwert bzw. Kaufpreis orientiert und bietet Steuerungsmöglichkei-

ten über die Laufzeit und den Zinssatz. Eine besondere Wirkung in „teuren“ oder „preiswerten“ 

Regionen ist nicht zu erwarten. 

Wenn die Inanspruchnahme des Kreditprogrammes an die Einhaltung von Wohnflächengren-

zen gekoppelt wird, sind zum einen keine Einkommensgrenzen erforderlich, da Haushalte mit 

höheren Einkommen eine Wohnflächenbegrenzung auf dem Niveau des sozialen Wohnungs-

baus für ihr selbst genutztes Wohneigentum nur in Ausnahmefällen akzeptieren werden. Der 

Vorteil der Wohnflächenbegrenzung liegt darin, dass auch bei einer temporären Verschlech-

terung der Erwerbssituation des Kreditnehmers das Wohneigentum erhalten bleibt.  

Die Beschränkung auf „kleines“ Wohneigentum in der Kombination mit langfristigen Zinsbin-

dungen mit Volltilgung sollte es ermöglichen, Haushalte mit mittleren bis niedrigen Einkommen 

für die Wohneigentumsbildung zu gewinnen und damit einen wesentlichen Baustein der Al-

terssicherung in breiteren Schichten der Gesellschaft zu etablieren. Während bei Mieterhaus-

halten der Anteil der Miete am Einkommen mit dem Eintritt in den Ruhestand sprunghaft an-

steigt, ist beim Eigentumserwerb die vollständige Tilgung der Darlehen während der Erwerbs-

phase der „Normalfall“, so dass im Ruhestand eine entschuldete eigene Wohnung verfügbar 

ist. 
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4.2 Veränderung der Grunderwerbssteuer  

 

Akteur Bund / Land  

Wirkung hoch 

 

Die Grunderwerbsteuer stellt heute ein wesentliches Hemmnis der Wohneigentumsbildung dar 

und steht dabei in engem Zusammenhang mit der Flexibilisierung der Arbeitswelt. Die Trans-

aktionskosten sind grundsätzlich nicht werterhöhend und müssen dementsprechend vom Ei-

gentumserwerber unmittelbar abgeschrieben werden. Neben der Grunderwerbsteuer zählen 

Gebühren und Maklerkosten zu den Transaktionskosten. Weiterhin können Kosten für Kre-

ditumschreibungen hinzukommen. Während den Kosten für Makler oder Kreditumschreibun-

gen eine Leistung gegenübersteht, ist die Grunderwerbsteuer eine, politisch offensichtlich ge-

wollte, Abgabe, die die räumliche Mobilität der Bevölkerung behindert bzw. die Wohneigen-

tumsbildung verhindert. Dies steht in eklatantem Widerspruch zur Flexibilisierung der Arbeits-

welt, die gerade an die räumliche Mobilität höchste Anforderungen stellt.  

Bei einem Immobilienwert von 200.000 €, heute kein beeindruckender Wert, wird in Schleswig-

Holstein eine Grunderwerbsteuer in Höhe von 13.000 € fällig. Geht man von einer Verweil-

dauer von fünf Jahren am Standort aus, so errechnet sich eine monatliche zusätzliche Belas-

tung in Höhe von 217 €. Mit 217 € monatlich lässt sich beim gegenwärtigen Zinsniveau ein 

Kreditbetrag von gut 50.000 € finanzieren. Dies mag die Auswirkung der Grunderwerbsteuer 

veranschaulichen.  

Als Lösung wird häufig ein einmaliger Freibetrag vorgeschlagen. Aus unserer Sicht ist eine Art 

„Mehrwertsteuermodell“ hilfreicher. Beim ersten Kauf wird die volle Grunderwerbsteuer fällig. 

Diese gezahlte Grunderwerbsteuer wird bei späteren Erwerbsfällen (nur für die Selbstnutzung) 

angerechnet. D. h., es wird „nur“ die Differenz der Kaufpreise zwischen Erst- und Zweiterwerb 

besteuert. Damit wird die Mobilitätsfeindlichkeit vollständig ausgeschaltet. 

Bezogen auf das zuvor ausgeführte Beispiel würde der, zum Beispiel berufsbedingte, Umzug 

in ein anderes Objekt, das dann für 250.000 € erworben wird, nur eine Grundsteuer in Höhe 

von 3.250 € (auf den „Mehrwert“ des neuen gegenüber dem bisherigen Objekt) auslösen. 

Würde das neue Objekt weniger als 200.000 € kosten, bliebe der Objektwechsel grunderwerb-

steuerfrei. Voraussetzung wäre in jedem Fall der Verkauf des zuvor bewohnten Objektes. 

Sollte das bisherige Objekt vermietet werden, wäre beim Kauf wieder die volle Grunderwerb-

steuer fällig.  

 

4.3 Verminderte Eigenkapitalanforderungen  

 

Akteur Bund / Land  

Wirkung hoch 

 

Selbst Haushalte mit mittleren und höheren Einkommen sind heute oft nicht in der Lage, ein 

ausreichendes Eigenkapital nachzuweisen. Die positive Wirkung eines Zuschusses auf das 

Eigenkapital wurde bereits erwähnt. Weitere Möglichkeiten zur Absenkung des notwendigen 
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Eigenkapitals liegen in der Bereitstellung eines nachrangigen Kredites durch den Staat oder 

der Gewährung einer Bürgschaft.  

Entscheidend für die Wirkung sind die Konditionen, zu denen eine solche Eigenkapital erset-

zende Subvention gewährt wird. Je geringer das Bürgschaftsentgelt und je näher der Zins 

eines Nachrangdarlehens am Marktzins, desto höher ist die positive Wirkung für die potenzi-

ellen Bauherren. Insgesamt ist zu beachten, dass viele Haushalte ohne derartige Förderpro-

gramme nicht in der Lage sind, Wohneigentum zu erwerben. Der im Folgenden bei den Zu-

schüssen näher erläuterte negative Effekt auf die Preise besteht auch bei „Eigenkapitalersatz-

programmen“, wenn zusätzliche Haushalte in die Lage versetzt werden, Wohneigentum zu 

bilden, ohne einer flankierenden Bereitstellung von Bauland. 

 

4.4 Abzugsfähigkeit der Hypothekenzinsen bei der Wohneigentumsbildung  

 

Akteur Bund / Land 

Wirkung mittel 

 

Die vollständige Abzugsfähigkeit der Hypothekenzinsen ist im Mietwohnungsbau ohnehin ge-

geben. Bei der Wohneigentumsbildung haben die Niederlande eine entsprechende Möglich-

keit im Steuerrecht, die allerdings in den kommenden Jahren abgeschmolzen werden soll. 

Steuersystematisch gelten ähnliche Einwände wie bei der Abschreibung selbstgenutzten 

Wohneigentums: Die Abzugsfähigkeit der Hypothekenzinsen wie auch die Abschreibung 

selbstgenutzten Wohneigentums führt zum Abrücken von der „Konsumgutlösung“ bei der Be-

steuerung selbst genutzten Wohneigentums. Allerdings hat sich in der Vergangenheit gezeigt, 

dass die nachgelagerte Besteuerung des Wohnwerts den Eigentümern kaum vermittelbar ist. 

Daher wird dieses Instrument nicht empfohlen, obwohl es eine hohe Wirkung haben würde. 

Insgesamt sind AfA-Regelungen und die Abzugsfähigkeit der Zinsen eher nicht zu empfehlen. 

Neben der geringen Vermittelbarkeit der nachgelagerten Besteuerung spricht auch die Vertei-

lungswirkung dagegen, da mit steigendem Steuersatz, d. h. mit steigenden Einkommen, die 

Förderung ansteigt. 

 

4.5 Zuschüsse zu den Baukosten / zum Kaufpreis  

 

Akteur Land / Bund 

Wirkung mittel 

 

Grundsätzlich ist davon auszugehen, dass jede Förderung des Wohnungsbaus durch Mitnah-

meeffekte und Subventionsüberwälzungen unerwünschte Nebenwirkungen aufweist. Je ge-

nauer die Zielgruppe definiert wird, desto klarer lassen sich Instrumente und Bedingungen 

formulieren, die genau dieser Zielgruppe helfen. Dem steht die Forderung einer möglichst ein-

fachen, verständlichen und nachvollziehbaren Förderung gegenüber, um eine breite Akzep-

tanz zu finden.  
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Trotz dieser Einschränkungen gilt es in der aktuellen Situation, das quantitative Wohnungsan-

gebot zu erhöhen, um Preiserhöhungsspielräume im Bestand zu begrenzen und den Woh-

nungssuchenden eine Perspektive zu geben. 

Eine Möglichkeit stellen insbesondere im Bereich der Wohneigentumsbildung Zuschüsse zu 

den Baukosten bzw. zum Kaufpreis dar. Wenn die Ausweitung des Wohnungsangebotes im 

Vordergrund steht, ist eine Beschränkung auf Neubauten erforderlich. Die Ausgestaltung ist 

als Prozentsatz der Baukosten (des Kaufpreises) oder als Festbetrag möglich.  

Bei Anwendung eines Prozentsatzes werden in der Regel maximal bezuschusste Kosten 

(Kaufpreise) vorgegeben. Eine Begrenzung der Einkommenshöhe, bis zu der gefördert wird, 

war bei allen bisherigen Förderprogrammen zur Wohneigentumsbildung obligatorisch.  

Mit steigenden Baukosten (Kaufpreisen) steigt die absolute Höhe des Zuschusses. Tendenzi-

ell erhalten Haushalte mit Einkommen knapp unter der Einkommensgrenze höhere absolute 

Subventionen, da zu erwarten ist, dass diese Haushalte stärker die maximale Förderung aus-

schöpfen als Haushalte mit niedrigen Einkommen. Bei dieser Förderung werden die potenzi-

ellen Bauherren (Käufer) mit zusätzlicher Kaufkraft ausgestattet, ohne das Angebot zu erhö-

hen. D.h., ohne flankierende Maßnahmen bei der Baulandbereitstellung ist die Gefahr von 

Preiswirkungen hoch. Positiv ist die zusätzliche Eigenkapitalbereitstellung durch die Förderung 

zu sehen. 

Bei Anwendung eines festen Betrages wird in der Regel nur die Einkommenshöhe begrenzt, 

bis zu der gefördert wird.  

Mit sinkenden Baukosten (Kaufpreisen) steigt die relative Höhe des Zuschusses. Tendenziell 

wird Nachfrage in preiswerte Regionen verlagert. Auch bei dieser Art der Förderung ist ohne 

flankierende Maßnahmen bei der Baulandbereitstellung die Gefahr von Preiswirkungen hoch.  

Das derzeit diskutierte Baukindergeld wird von den Gutachtern hinsichtlich seines Kosten/Nut-

zen-Verhältnis negativ bewertet. Die Bundesregierung geht von Kosten je Förderjahrgang von 

4 Mrd. € aus und es würde ein erheblicher Preiseffekt im Bestand ausgelöst. Denn es werden 

Haushalte mit zusätzlicher Kaufkraft ausgestattet, ohne die Zahl der Objekte zu erhöhen. Auch 

die Mitnahmeeffekte sind nicht zu unterschätzen, da bereits deutlich unter der Einkommens-

grenze in vielen Regionen Deutschlands die Wohneigentumsbildung möglich ist.  
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5 Instrumente im Mietwohnungsmarkt 
 

Die im Folgenden aufgeführten Instrumente zur Unterstützung des Mietwohnungsmarktes wer-

den von den Gutachtern als mögliche Ansatzpunkte kurz beschrieben, dem für sie notwendi-

gen Akteur/en zugeordnet und nach ihrer Wirkung bewertet. In der Nennung des Akteurs / der 

Akteure bedeutet die erste Nennung die durchführende Institution für das Instrument, die 

zweite die unterstützend agierende Institution, beispielsweise durch Landes-Fördermittel für 

Kommunen oder als initiierende Institution für Bundesratsinitiativen, um Einfluss auf die Bun-

desgesetzgebung zu nehmen.  

 

5.1 Verbesserung der Rahmenbedingungen im Mietwohnungsbau  

 

Akteur Bund / Land 

Wirkung hoch 

 

Im Mietwohnungsbau gilt gegenwärtig die Regelabschreibung von 2 %. Diese Abschreibung 

ist durch die Verschiebung bei den Herstellkosten vom Rohbau zum Ausbau seit Jahren nicht 

mehr sachgerecht. Der immer stärkere Einbau von (im Vergleich zum Rohbau kurzlebigen) 

technischen Einrichtungen legt eine Regel-AfA von 3 % nahe. Der Übergang bei der Regel-

AfA von 2 % auf 3 % vermindert bei einem Investor mit Höchststeuersatz die erforderliche 

Kaltmiete um etwa 1 € je m² und Monat.  

Hier könnten über eine entsprechend ausgestaltete Investitionszulage auch Genossenschaf-

ten und öffentliche Wohnungsunternehmen erreicht werden, die von verbesserten Abschrei-

bungsmodalitäten in der Regel nicht profitieren 

Im sozialen Mietwohnungsbau ist Schleswig-Holstein im Vergleich zu den meisten anderen 

Bundesländern bereits überdurchschnittlich engagiert. Das Segment des so genannten „be-

zahlbaren“ Wohnens, das preislich zwischen Sozialwohnungen und frei finanzierten Mietwoh-

nungen liegt wird in Schleswig-Holstein über den 2. Förderweg angeboten und richtet sich mit 

Marktmieten zwischen 7,30 € und 8,00 € an mittlere Einkommensschichten. Hier bieten sich 

noch zusätzliche Ansatzpunkte für eine attraktivere Ausgestaltung der Förderung, insbeson-

dere zur Schaffung von zusätzlichem Wohnraum in den Ballungsgebieten. Hierdurch kann ein 

größerer Anteil der mittleren Einkommen in Ballungsgebieten mit Wohnraum versorgt werden 

und somit die Konkurrenz um Wohnraum im günstigen Preissegment verringert werden.  

 

5.2 Verbesserung der Abschreibungsmöglichkeiten für Bauten auf Innenflächen  

 

Akteur Bund / Land 

Wirkung hoch 

 

Um das Flächenpotenzial für Neubauten zu erhöhen, sollten es eine erhöhte Abschreibungs-

möglichkeit für Herstellungskosten neuer Gebäude im Innenbereich geben, damit Investoren 

und Errichter von Eigenheimen einen Anreiz erhalten, auf Innenflächen zu bauen. Damit würde 
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die Nachfrage zudem auf Flächen gelenkt, die meist kostengünstiger zu erschließen sind und 

die häufig einer Aufwertung bedürfen.  

Neben der Abschreibung für vermietete Objekte sollte für die Eigennutzung ein Sonderausga-

benabzug in gleicher Höhe vorgesehen werden. (Düsterdieck 2008).  

Auch die Dekontamination von Flächen könnte in gleicher Weise steuerlich bevorzugt behan-

delt werden.  

Hilfreich zur Aktivierung der Eigentümer von Bestandswohnungen könnte auch die Verbesse-

rung der steuerlichen Abschreibungsbedingungen für Wohngebäude bezogen auf Renovie-

rungs- und Ausbaumaßnahmen sein. Hierunter fällt auch die weitere Ausdehnung der Absetz-

barkeit von Handwerkerrechnungen von der Einkommensteuer. 

 

5.3 BGB – Wucherparagraf und Wirtschaftsstrafgesetz (WiStrG)  

 

Akteur Bund / Land 

Wirkung hoch 

 

Mit dem Thema Wucher befassen sich die §§ 138 BGB, 5 WiStrG und 291 StGB. Eine Ver-

besserung des Mieterschutzes kann insbesondere durch eine Verschärfung von § 5 WiStG 

(Wirtschaftsstrafgesetz), dem Ordnungswidrigkeitstatbestand der Mietpreisüberhöhung, er-

reicht werden. Z.Zt. ist die Darlegungs- und Beweislast des Mieters zu hoch, da er dem Ver-

mieter ein absichtliches Ausnutzen einer Zwangslage nachweisen muss. In Zukunft sollte es 

lediglich auf das objektive Vorliegen eines geringen Wohnungsangebotes ankommen. Die 

Durchschlagskraft ist weiterhin gesunken, seitdem der BGH bei der Frage, ob ein Mangel an 

vergleichbarem Wohnraum vorliegt, keine Teilgebietsbetrachtung zulässt, sondern auf das ge-

samte Stadtgebiet abstellt. An diesen beiden Stellschrauben muss eine Gesetzesänderung 

ansetzen, um die ordnungsrechtlichen Regelungen wieder praxistauglich zu machen. Eine 

konsequente Anwendung der genannten Paragraphen würde ein Instrument wie die Mietpreis-

bremse unmittelbar überflüssig machen: Die Rechtsfolgen der straf- und ordnungsrechtlichen 

Regelungen betreffen sowohl das hoheitliche Handeln - die Behörde kann sofort einschreiten, 

um die Mietpreisüberhöhung zu ahnden – als auch das zivilrechtliche Verhältnis von Mieter 

und Vermieter, denn in Höhe der zu viel geforderten Miete ist der Mietvertrag ungültig.  

Zur konsequenten Anwendung der Paragraphen bedarf es eines höheren Maßes an Preis-

transparenz im Mietwohnungsmarkt.  

Eine Möglichkeit zur Schaffung einer höheren Transparenz auf dem Mietwohnungsmarkt läge 

etwa im Aufbau einer kommunalen Mietvertragsdatenbank. Analog zu den Grundstückskauf-

verträgen könnten Mietverträge bei den Katasterämtern erfasst werden. In Verbindung mit 

GIS-Systemen könnte eine automatische Erkennung von Auffälligkeiten eingerichtet werden, 

die eine entsprechende Prüfung auslöst. Wir gehen davon aus, dass allein die Einrichtung 

eines derartigen Systems eine disziplinierende Wirkung hätte. 



 

32 

 

Mit zusätzlichen Angaben etwa zur Ausstattung (Barrierearmut, -freiheit) oder zum Energie-

verbrauch ließe sich eine solches System nicht nur verfeinern, sondern es könnte auch wich-

tige Erkenntnisse zum energetischen Zustand des Wohnungsbestandes liefern.  

 

5.4 Wohngeld 

 

Akteur Bund / Land 

Wirkung mittel 

 

Das Wohngeld erhöht als individuelle Leistung die Wohnkaufkraft eines kleinen Teils der Haus-

halte, stellt aber keinen Investitionsanreiz dar. Wohngeld erhielten im Zeitraum von 2005 bis 

2016 zwischen 1,2 % und 3,3 % der privaten Haushalte. Die Unterschiede im Zeitablauf resul-

tieren aus der diskontinuierlichen Anpassung des Wohngeldes. Mit jeder Wohngeldanpassung 

wird der Kreis der Begünstigten erweitert. Bei nominal steigenden Einkommen überschreitet 

ein Teil der Begünstigten im Laufe der Jahre die Einkommensgrenzen und fällt aus der Förde-

rung. Insgesamt wäre beim Wohngeld eine automatische Inflationsanpassung sinnvoll.  

Dem Wohngeld kommt insbesondere dann eine besondere Bedeutung zu, wenn aufgrund der 

Trägheit der Angebotsausweitung der Wohnungsmärkte Mietsteigerungen durch die zuvor be-

schriebenen Maßnahmen nicht in ausreichendem Umfang verhindert werden können. Zur Re-

duzierung der Wohnkostenbelastung von Geringverdienern kann mit einer entsprechenden 

Ausgestaltung des Wohngeldes kurzfristig und zielgerichtet sinnvoll reagiert werden. 

Wenn das Wohngeld eine größere Rolle spielen soll, wäre zum einen eine kontinuierliche In-

flationsanpassung erforderlich. Zum anderen schließt seit der Zusammenlegung von Sozial-

hilfe und Arbeitslosenhilfe der Bezug von Unterstützung im Rahmen der Leistungen des SGB 

II und von Grundsicherung im Alter oder wegen Erwerbsunfähigkeit den Bezug von Wohngeld 

aus. Wohngeld wird nur Haushalten gewährt die keine Ansprüche auf die vorgenannten Leis-

tungen haben. Mit der vorrangigen Gewährung von Wohngeld könnte bei einem Teil der Haus-

halte der Bezug von Grundsicherungsleistungen vermieden werden. 

 

5.5 Nutzeransprache bei untergenutzten Wohnungen  

 

Akteur Kommune / Land 

Wirkung mittel 

 

Derzeit werden viele Wohnungen bzw. Häuser, die für Familien geeignet wären, nur durch 

wenige oder einzelne Personen bewohnt. Die Mobilisierung dieser Wohnungen für den Woh-

nungsmarkt scheitert in vielen Fällen am Mieter bzw. Eigentümer. In solchen Fällen ist eine 

Aktivierung über eine organisierte persönliche Ansprache angebracht, die Lösungsmöglichkei-

ten für einen Umzug aufzeigt und diesen organisiert, denn meist ist den älteren Bewohnern 
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ein Umzug organisatorisch zu aufwändig und es werden alternative Wohnmöglichkeiten nicht 

bedacht. Viele Bewohner sind nicht in der Lage (bspw. aufgrund ihres Alters oder fehlendem 

Know How), einen Umzug bzw. die Renovierung einer ‚neuen‘ Wohnung zu schultern. Not-

wendig ist ein ‚Kümmerer‘, der die Ansprache und den Abwicklungsprozess organisiert und 

begleitet. 

Die Wirkung wird als mittel eingestuft, da hiermit nur eine kleinere Anzahl an Wohnungen bzw. 

Häusern für eine größere Bewohnerzahl ‚frei gemacht‘ werden kann. Die gesamte Nachfrage 

insbesondere nach größeren Wohnungen bzw. Häusern lässt sich damit nur zu einem kleinen 

Teil befriedigen. 
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Anhang 
 

Quellenangaben mit der Bezeichnung ‚www.xxx‘ finden sich im Anschluss an das Literaturver-

zeichnis unter der Überschrift ‚Internetquellen‘. 

 

Übergreifende Instrumente 
 

Flächenkreislaufwirtschaft 
 

Beschreibung 

Flächenkreislauf ist … mehr als nur Flächenrecycling. Während Flächenrecycling auf die 

bauliche Neunutzung eines Standortes abzielt, geht es beim Flächenkreislauf um eine stadt-

regionale Neunutzung des gesamten ungenutzten Siedlungsbestandes, die neben klassi-

schen Industrie- und Gewerbebrachen auch Planungsbrachen, mobilisierbares Bauland, 

Baulücken, Teilnutzungen und Nutzungsintensivierungen umfasst. Flächenkreislaufwirt-

schaft nutzt umfassend und systematisch den Rohstoff "Bestandsfläche" in der gesamten 

Stadtregion. Der Ansatz schließt allerdings auch eine unter bestimmten Bedingungen erfor-

derliche Inanspruchnahme neuer Flächen nicht aus. … Strategieelemente einer Flächen-

kreislaufwirtschaft: 

 Systematische Erfassung der Flächenpotenziale und Abgleich der Potenziale mit der 
aktuellen und zu erwartenden Nachfrage 

 Steuerung der Ausweisung und Inanspruchnahme durch die stadtregionalen Akteure 
 Schaffung der notwendigen Rahmenbedingungen – etwa instrumenteller Art – durch 

Länder und den Bund 
 Vertikale und horizontale Kooperation in den Kommunen, zwischen den Kommunen 

und innerhalb zu definierender Stadtregionen 
 Finanzieller Lasten- und Nutzenausgleich der Stadtregion 
 Einbeziehung der privaten Akteure 
 

Ziele 

 erhöhte Effizienz der Flächennutzung 
 Stabilisierung der Siedlungsdichten im stadtregionalen Kontext 
 Verhinderung von Fehlinvestitionen in überdimensionierte Siedlungsinfrastrukturen 

 

Dazu gehört auch  

 die Aufgabe von Flächen und ihre Renaturierung 
 die Entwicklung von Regionalparks 
 die Nutzung als Standort für regenerative Energien auf Brachflächen 
 die extensive Bewirtschaftung 
 das Einbringen von Flächen in Kulturlandschaftsfonds 
 die Errichtung von Flächenagenturen 
 die Abschätzung von Folgekosten 

(Bergmann 2006: 23-26) 

http://www.xxx/
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Voraussetzung für diesen umfassenden strategischen Ansatz ist ein Ratsbeschluss und 

eine Ankopplung an die höchsten Entscheidungsebenen, die Kooperation in und zwischen 

den Nachbarkommunen sowie die Einbindung aller an Stadtentwicklung und -planung Be-

teiligten. Notwendig ist die Bildung einer politischen Steuerungsgruppe sowie eine ressort-

übergreifenden fachlichen Arbeitsgruppe, bestehend aus den wesentlichen Organisations-

einheiten, angebunden an die oberste Entscheidungsebene. 

Eine positive Wirkung auf die Kommunalfinanzen ist vor allem bezüglich eingesparter Infra-

struktur für Projekte der Außenentwicklung zu vermuten. 

Ob eine solche Politikimplementierung auf Widerstände stößt, ist abhängig von der politi-

schen Situation in der Kommune. Hilfreich ist hier sicher ein auf Landesebene mindestens 

aber auf regionaler Ebene bestehender Prozess einer Flächenhaushaltspolitik wie z.B. in 

Thüringen. Der geschaffene Rahmen reicht dort von der Verankerung des Gebots zum Flä-

chensparen im Landesentwicklungsplan bis hin zur Novellierung des Landes-Naturschutz-

gesetzes (Juckenack 2006: 48-52). 

Wichtig ist in der Durch- und Umsetzung einer solch umfassenden Politik die Berücksichti-

gung aller Interessen durch Beteiligung aller relevanten Akteure.  

Ein unterstützendes Instrument wäre hier sicher die Bewertung von Flächenpotenzialen mit 

Nachhaltigkeits- und/oder Vermarktungskriterien, um eine Priorisierung von Flächen nach 

ökonomischen, ökologischen und sozialen Aspekten vornehmen zu können. So können die 

knappen Mittel auf effiziente Art und Weise eingesetzt werden (vgl. Refina-Projekt Nachhal-

tiges Flächenmanagement Hannover).  

Hilfreich wäre eine gesetzliche Verpflichtung und/oder Bindung der Vergabe von Fördermit-

teln (Bund, Land) an einen vorliegenden verbindlichen Strategieplan zur Flächenkreislauf-

wirtschaft (analog der Vergabe von EU-Mitteln im Rahmen der Strukturfonds: Dort gekoppelt 

an das Vorliegen integrierter Stadtentwicklungspläne) 
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Regionales Portfoliomanagement 
 

Beschreibung 

Eine Möglichkeit zur Verbesserung der Datenbasis liefert das im Refina-Forschungspro-

gramm bearbeitete Projekt 'Regionales Portfoliomanagement'. Auf der Basis der Erfassung 

von Wirkungszusammenhängen der Flächennutzung und der Quantifizierung von Kosten 

und Nutzen unterschiedlicher Potenzialflächen wird in diesem Projekt ein EDV-Tool entwi-

ckelt, das die unterschiedlichen Effekte zu einer Wirkungsbilanz zunächst für einzelne Flä-

chen, dann für ein Modellportfolio und später für das gesamte Bauflächenpotenzial der Re-

gion verdichtet. 

Berücksichtigt werden:  

 Wert einer Baufläche  
 Aufwand bzw. Kosten für die Grundstücksaufbereitung 
 Aufwand bzw. Kosten für die äußere Erschließung 
 Aufwand bzw. Kosten für die Herstellung der sozialen Infrastruktur 
 Positive oder negative Impulseffekte auf das Umland 
 Schäden für die Landschaft und den Naturhaushalt 
Das Modell erlaubt einen Vergleich der wohlfahrtsökonomischen Wirkung unterschiedlicher 

regionaler Entwicklungs- oder Raumszenarien zur Verbesserung der Diskussions- und Ent-

scheidungsgrundlagen für eine Steuerung der lokalen und regionalen Siedlungs- und Frei-

raumentwicklung. Es schafft zudem eine Grundstruktur für ein Monitoring und eine Evalua-

tion der laufenden Siedlungsentwicklung. 

Die Ergebnisse der Modellrechnungen ermöglichen es, einzelne Flächen bzw. Nutzungsva-

rianten zu bewerten. Somit können mit diesem Instrument sowohl verschiedene Flächen (für 

die gleiche Nutzung) als auch verschiedene Nutzungen für die gleiche Fläche systematisch 

verglichen werden.  

http://www.refina-info.de/de/projekte/  

Diese Datenbasis erlaubt es bei freiwilligen Kooperationen zwischen Gemeinden, wie zum 

Beispiel Flächenpools, die Nachfrage auf den jeweils optimalen Standort zu lenken. 

www 88 

(Projekt-)Beispiele 

Innerregionale Ausgleichszahlungen (Rat für nachhaltige Entwicklung 2007: 13) 
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Nachhaltiges (Siedlungs-) Flächenmanagement 
 

Beschreibung 

Flächenmanagementsysteme dienen der räumlich und zeitlich koordinierten Aktivierung von 

Bauflächenpotenzialen im Bestand. Basis solcher Systeme ist eine fortlaufend aktualisierte 

Dokumentation des Baubestands sowie von Brach- und Reserveflächen, möglichst mit In-

tegration eines Baulückenkatasters. Dies dient neben der Erfassung des Potenzials auch 

der Sensibilisierung der an der Planung beteiligten Akteure, da zumeist nicht bekannt ist, 

welche Potenziale in Qualität und Quantität zur Verfügung stehen.  

Elemente von Flächenmanagementsystemen sind 

 Schließen von Baulücken und Mobilisieren von innerörtlichen Baulandpotenzialen 
 Optimieren des Nutzwertes von Flächen 
 Wiedernutzung von Brachflächen und der Umgang mit Altlasten 
 Erhalt und Wiederherstellung der Funktionen von Böden und Freiflächen 
 Guter Umgang mit Bodenmaterial bei Baumaßnahmen 
 Minimierung des Versiegelungsgrades 
 Schutz leistungsfähiger Böden 
 Schutz und Entwicklung von Freiflächen 
(BBR/BMVBS/BMBF 2006: 71) 

(Projekt-)Beispiele 

Nachhaltiges Bauflächenmanagement Stuttgart (NBS) www.bauflaechen.de 

BMVBS/BBR 2007: 16; Krieger N. & Schmid M. 2006: 72-75; Beck et al. 2003 

Kommunales Flächenmanagement Freiberg 

Bruha R. & Torchala A. 2006: 80-85 

Flächenkarussell Bretten (Gewerbeflächen) 

Metzger P. 2006: 76-79 

REFINA-Nachhaltiges Siedlungsflächenmanagement Stadtregion Gießen-Wetzlar (NSFM – 

GiWeUm)  

http://www.refina-info.de/de/projekte/anzeige.phtml?id=3123 

REFINA-Integriertes Stadt-Umland-Modellkonzept zur Reduzierung der Flächeninan-

spruchnahme (hier auch innerregionaler monetärer Ausgleich) 

http://www.refina-info.de/de/projekte/anzeige.phtml?id=3135 

Entwicklung und Einführung eines Regionalen Flächenmanagementsystems in der Wirt-

schaftsregion Chemnitz-Zwickau (BMVBS / BBR (Innovative Projekte zur Regionalentwick-

lung, Nachhaltige Siedlungsentwicklung) (Rat für nachhaltige Entwicklung 2007: 14) 

Abgestimmte Entwicklung in Stadt-Umland-Regionen in Vorpommern (BMVBS / BBR Inno-

vative Projekte zur Regionalentwicklung, Nachhaltige Siedlungsentwicklung) (Rat für nach-

haltige Entwicklung 2007: 15) 
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Langfristiges Gewerbeflächen- und Kompensationsmanagement auf interkommunaler Ba-
sis im Jade-Weser-Raum (BMVBS / BBR (Innovative Projekte zur Regionalentwicklung, 
Nachhaltige Siedlungsentwicklung) (Rat für nachhaltige Entwicklung 2007: 16) 
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Ermittlung des Wohnbau- und Gewerbeflächenbedarfs 
 

Beschreibung 

Grundlage der Entscheidung für die Nutzung von Flächen sollte eine Prognose zum Bedarf 

an neuen Wohnungen und Einfamilienhäusern sowie an Gewerbebauten sein. Gibt es Be-

darf, dann ist eine Abschätzung der benötigten neu auszuweisenden Flächen vor dem Hin-

tergrund zusätzlich erfasster Flächenpotenziale im Innenbereich möglich. Zur Erfassung der 

Flächenpotenziale (s. o. das Instrument 'Brachflächen-, Bauland- und Baulückenkataster' 

inkl. Altlastenkataster, Kartierung von Nachverdichtungspotenzialen, Realnutzungskartie-

rungen) 

Im Rahmen von Planspielregionen wurde festgestellt, dass aktuelle, aussagekräftige Prog-

nosen zum Flächenbedarf in der Regel weder im Wohnbau- noch im Gewerbebereich vor-

handen sind. In Einzelfällen werden im Rahmen der Aufstellung neuer Flächennutzungs-

pläne konkrete Berechnungen durchgeführt. (BBR/BMVBS 2007b: 39) 
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BBR / BMVBS (Bundesamt für Bauwesen und Raumordnung, Bundesministerium für Ver-

kehr, Bau und Stadtentwicklung; Hrsg.) 2007b: Perspektive Flächenkreislaufwirtschaft Bd. 

2: Was leisten bestehende Instrumente? Sonderveröffentlichung 'Fläche im Kreis', Bonn 

 

Nachfrageorientiertes Nutzungszyklusmanagement 
 

Beschreibung 

Das Projekt 'Nachfrageorientierte Nutzungszyklusmanagement' geht von einem ökonomi-

schen Lebenszyklusmodell aus und zielt durch die Betrachtung von Nutzungszyklen und 

den Aufbau eines entsprechenden Managements auf die Weiterentwicklung von Wohnquar-

tieren aus den 1950er, 1960er und 1970er Jahre der alten Bundesländer. Der Begriff 'Nut-

zungszyklus' bezeichnet ein periodisch ablaufendes Geschehen, bei dem sich die Charak-

teristika eines Wohnquartiers und der Wohnimmobilien ändern, dabei aber durchaus wieder 

an einen dem Ausgangspunkt ähnlichen Zustand zurückkehren. 

Phase 1: Neubezug durch junge Familien mit Bedarf an Kitas, Einkauf, Spielplätzen 

Phase 2: Kontinuität mit Bedarf an Grundschule, Sport, Bibliotheken, Jugendangebot 

Phase 3: Reifephase mit Auszug der Kinder, Alterung, betreutes Wohnen, Altersversorgung 

etc. 

Kommunen und Akteure der Wohnungswirtschaft sollen mit Hilfe des Instruments erkennen 

können, welche Quartiere in kritische Phasen des Nutzungszyklus geraten, wo investiert 

werden sollte und ob eine nachfragegerechte Entwicklung im Vergleich zur Baulandneuaus-

weisung angestrebt und initiiert werden sollte.  

(www 132) 

Literatur 
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www 132 

Bizer K., Ewen Ch., Knieling J., Othengrafen F. & Stieß I. 2007: Nachfrageorientiertes Nut-

zungszyklusmanagement – Flächensparen und Infrastrukturkosten senken durch Moderni-

sierung von Wohnquartieren. In RuR 2/2007: 128-136 

 

Aufbau Kompetenzzentrum Flächenmanagement  
 

Beschreibung 

In der kommunalen Verwaltung und in den unteren staatlichen Verwaltungen treffen meist 

viele Entscheidungen, die für die Flächennutzung und die Verwirklichung der Ziele der Flä-

chenkreislaufwirtschaft bedeutsam sind, zusammen. Diese Vielzahl von partiellen Zustän-

digkeiten kann Grundstücksnachfrager oder Eigentümer von Innenbereichsgrundstücken, 

die sich bei der Aufbereitung von vormals genutzten Grundstücken oft mehreren Verwal-

tungsverfahren gegenüber sehen, vor Probleme stellen. Verfahrensvorgänge bei der Mobi-

lisierung von Innenbereichsgrundstücken sind deutlich aufwändiger als die Erlangung der 

erforderlichen Genehmigungen für die Bebauung eines bislang ungenutzten Grundstücks.  

Ein Ansatz zur Vereinfachung besteht zum einen im Einsatz eines zentralen Ansprechpart-

ners (auch Brachen-Manager) in der Verwaltung, bei dem mehrere bislang getrennte Ver-

waltungsverfahren für das Flächenrecycling zusammengefasst werden. Die strukturelle 

Ausgestaltung einer derartigen Organisationseinheit kann von Runden Tischen zum Thema 

Flächenkreislaufwirtschaft über Arbeitsgemeinschaften bis hin zu dauerhaften und selbst-

ständigen Stabsstellen für Flächenkreislaufwirtschaft/Flächenmanagement reichen. Dieser 

zentrale Ansprechpartner bzw. seine Organisationseinheit werden auch als Brachen-Mana-

ger oder als Kompetenzzentrum Flächenmanagement bzw. Innenentwicklung bezeichnet.  

Die zentrale Koordinierung unterschiedlicher Verfahren wie Grundstücksverkehr, Baurecht, 

Immissionsschutzrecht, Fördermittelakquise kann zeitlich und inhaltlich durch ein so ge-

nanntes Behördenengineering optimiert werden.  

(BBR/BMVBS: 65) 

(Projekt-)Beispiele 

REFINA-Nachhaltiges Gewerbeflächenmanagement im Rahmen interkommunaler Koope-

ration am Beispiel des Städtenetzes Balve-Hemer-Iserlohn-Menden (GEMRIK) 

REFINA-Ziele und übertragbare Handlungsstrategien für ein kooperatives regionales Flä-

chenmanagement unter Schrumpfungstendenzen in der Kernregion Mitteldeutschland (Ko-

ReMi) 

REFINA-Verbundvorhaben 'Integrale Sanierungspläne im Flächenrecycling' – Erarbeitung 

einer Handlungshilfe für Behörden zum Umgang mit einfachen und integralen Sanierungs-

plänen als Instrument zur Förderung und Erleichterung des Flächenrecyclings auf kontami-

nierten Standorten 

Literatur 
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BBR / BMVBS (Bundesamt für Bauwesen und Raumordnung, Bundesministerium für Ver-

kehr, Bau und Stadtentwicklung; Hrsg.) 2007b: Perspektive Flächenkreislaufwirtschaft Bd. 

2: Was leisten bestehende Instrumente? Sonderveröffentlichung 'Fläche im Kreis', Bonn 

 

Flächenentwicklungsberichte 
 

Beschreibung 

Für die Überprüfung der flächenpolitischen Ziele einer Kommune sind regelmäßige Flächen-

entwicklungsberichte auf regionaler und/oder kommunaler Ebene ein wichtiges Instrument. 

Flächenentwicklungsberichte erlauben es, insbesondere bei Einstellung in das Internet, die 

Bemühungen zum Flächen sparenden Handeln zu belegen und möglicherweise das Inte-

resse der Öffentlichkeit für das Thema 'Umgang mit Flächen' zu sensibilisieren. (Arbeits-

gruppe Flächenhaushaltspolitik der ARL 2004: 7) Ein Flächenentwicklungsbericht sollte 

Auskunft über das Innenentwicklungspotenzial einer Kommune geben. Es müssen in jedem 

Fall Angaben zur Zahl, zur Größe und zur möglichen Nutzung der Flächen im Innenbereich 

der Kommune enthalten sein. Hilfreich sind auch Angaben zu den Besitzverhältnissen und 

den möglichen Nutzungshemmnissen wie beispielsweise der Flächenzuschnitt, vorhandene 

Altbebauung und/oder Kontaminationen. 

Literatur 
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Kosten-Nutzen-Betrachtung 
 

Beschreibung 

Die Informationsgrundlagen für kommunale flächenbezogene Entscheidungen sind häufig 

unvollständig, da die mit einer Neuerschließung verbundenen Folgekosten, wie Aufwendun-

gen für den Unterhalt der Verkehrsinfrastruktur, sowie für den Bau und Betrieb sozialer Ein-

richtungen (Kindergärten, Schulen etc.) nicht oder nur teilweise in die Entscheidungskalküle 

der kommunalen Akteure eingehen. Umfassende Kostenbetrachtungen bei Neuerschlie-

ßungen und ihr Vergleich mit den Kosten der Nutzung von Innenentwicklungspotenzialen 

müssten deshalb Instrumente eines rationalen Flächenmanagements sein. (Jörissen & Coe-

nen 2007) 

Im ExWoSt-Forschungsfeld 'Fläche im Kreis' sind u. a. Kosten-Nutzen-Betrachtungen als 

Instrument für flächensparende Ausweisungsentscheidungen diskutiert und im Planspiel er-

probt worden. Dabei zeigt sich auf kommunaler Verwaltungsseite, dass erhebliche Defizite 

im Umgang mit der Methode bestehen. Vereinzelt wurde auch angezweifelt, dass derartige 

Methoden politische Entscheidungen beeinflussen können. Die Wirksamkeit allein von Kos-

ten-Nutzen-Betrachtungen dürfte tatsächlich begrenzt sein. (Bizer et al. 2007: 6) 

Eine Studie des difu-Instituts kommt je nach Ausgangsbedingungen und Einbeziehung un-
terschiedlicher Infrastrukturen zu dem Ergebnis, dass die Neuausweisung von Baugebieten 
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für den Kommunalhaushalt nur dann einen positiven Saldo verspricht, wenn die dort gebau-
ten Häuser von neu in die Kommune gezogenen Bürgern bezogen werden und es durch die 
Neuausweisung nicht zu einem Neubaubedarf an sozialer Infrastruktur (Kindergärten, Schu-
len) kommt. Aus den Ergebnissen der difu-Studie folgt, dass es letztlich einer individuellen 
Betrachtung der Kosten-Nutzen-Relationen unter Einbezug der demographischen Wirkun-
gen (Umzug, Zuzug) bedarf. Pauschale Einschätzungen sind nicht möglich. Hier liegt auch 
die Hürde einer Kosten-Nutzen-Betrachtung, sie wird vor diesem Hintergrund relativ auf-
wändig und verursacht damit hohe Kosten. (Reidenbach et al.) 
Obwohl die Herstellung von Kostentransparenz und die damit verbundene Analyse der Fol-
gekosten von Baugebietsausweisungen übereinstimmend für sinnvoll und notwendig erach-
tet werden, findet eine Kalkulation der Folgekosten von Baugebietsentwicklungen in keiner 
der Planspielregionen statt. (BBR/BMVBS 2007b: 84) 

(Projekt-)Beispiele 

REFINA-Kommunale Finanzen und nachhaltiges Flächenmanagement (LEAN2) www 88 

REFINA- Kommunikation zur Kostenwahrheit bei der Wohnstandortwahl. Innovative Kom-

munikationsstrategie zur Kosten-Nutzen-Transparenz für nachhaltige Wohnstandortent-

scheidungen in Mittelthüringen www 88 
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FINA-Forschung, Reihe REFINA Band III); Berlin 2009 http://edoc.difu.de/e-
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Naturschutzflächen. Endbericht zum Forschungsvorhaben im Auftrag des Bundesamtes für 

Naturschutz, Bonn 

 

Aufwertung von Immobilien durch kommunale Maßnahmen 
 

Beschreibung 

Die Vermarktungswahrscheinlichkeit einer Immobilie und damit die Verringerung des Wirt-

schaftlichkeitsrisikos für den Investor steigen mit dem Image des Gebäudes, des Grund-

stücks, des Umfelds oder des Quartiers. Eine solche Imagebeeinflussung kann durch die 

Kommune vorgenommen werden. Maßnahmen sind die  

 attraktive Gestaltung von Straßen (Oberflächen, Möblierung, Beleuchtung) und Grün-
flächen,  

 das Erstellen von räumlichen Konzepten, Rahmenplänen oder Handlungsprogrammen, 
 das Durchführen von städtebaulichen Wettbewerben,  
 die Entwicklung von Nutzungskonzepten,  
 die Durchführung von Machbarkeitsstudien, aber auch  
 die allgemeine Öffentlichkeitsarbeit zu Gunsten des Images von Flächen und Standor-

ten. 

(Behrendt & Claussen et al. 2010) 

Literatur 
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2010: Brachflächen-Fonds. Entwicklung und Überprüfung eines privatwirtschaftlichen 

Fonds-Konzepts zur Mobilisierung von Brachflächen in Hannover. Lüneburg/Hannover 

 

Stundung des Kaufpreises bei Grundstücken im Besitz der Kommune 
 

Beschreibung 

Werden kommunale Grundstücke an den Investor verkauft, so kann es für die Finanzierung 

des Projekts hilfreich sein, wenn eine Stundung des Kaufpreises vereinbart wird, da die Er-

löse erst nach Verkauf der Projektentwicklung anfallen und so der Kaufpreis nicht vorfinan-

ziert werden muss, was Kosten einspart. 

Zu beachten ist, dass dieses Instrument ein der Bürgschaft gleichkommendes Geschäft ist, 

was bedeutet, dass es zum einen von der Kommunalaufsichtsbehörde genehmigt werden 

muss, was bei der Haushaltlage der meisten Kommunen schwierig sein dürfte, zum anderen 

ist das Instrument beihilferechtlich relevant und daher von der EU-Kommission zu prüfen. 

Diese Umstände gelten auch für die in einigen Bundesländern nach der Gemeindeordnung 

mögliche Abgabe eines kommunalen Grundstücks unter Wert bzw. einer kostenlosen Ab-

gabe bei Nachweis eines deutlichen öffentlichen Interesses. (Behrendt & Claussen et al. 

2010) 
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Aufbau projektübergreifende Formen öffentlich-privater Kooperation 
 

Beschreibung 

Projektübergreifende Formen öffentlich-privater Kooperation in der Flächenentwicklung beste-

hen zumeist als Entwicklungsgesellschaften, Grundstücksfonds, Altlastensanierungsfonds un-

ter Einbeziehung privater Akteure bzw. privaten Kapitals (z.B. regionaler Sparkassen und Ban-

ken) oder in einer über Einzelprojekte hinausgehenden Zusammenarbeit zwischen Gebiets-

körperschaften und teilweise großen Flächeneigentümern bei der Entwicklung von Flächen. In 

Bezug auf die Flächenkreislaufwirtschaft sind derartige Kooperationen insbesondere für die 

Entwicklung von ehemaligen Brachflächen bedeutsam. (BBR/BMVBS: 71)  

Literatur 

BBR / BMVBS (Bundesamt für Bauwesen und Raumordnung, Bundesministerium für Verkehr, 

Bau und Stadtentwicklung; Hrsg.) 2007b: Perspektive Flächenkreislaufwirtschaft Bd. 2: Was 

leisten bestehende Instrumente? Sonderveröffentlichung "Fläche im Kreis", Bonn 
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Verbreitung von Leitfäden / Weiterbildung kommunaler Akteure 
 

Beschreibung 

Leitfäden zum Flächenmanagement sind bereits mehrfach erstellt worden. Sie helfen der 

Kommunalverwaltung bei der systematischen Erfassung der Flächenpotenziale wie Baulü-

cken, minder genutzte Grundstücke, Brachflächen etc. und dem Abgleich mit der aktuellen 

und zu erwartenden Nachfrage. Die Potenziale sollten dabei laufend fortgeschrieben wer-

den. (Molder & Müller-Herbers 2004: 111)  

Die Grundlage dafür bilden differenzierte Flächenkataster und Flächenbilanzen. 

(Projekt-)Beispiel 

Bayern: Arbeitshilfe Kommunales Flächenressourcen-Management sowie Chance Flächen-

recycling – Zukunft ohne Altlasten: Ratgeber für Kommunen und Investoren 

Thüringen: Kommunaler Leitfaden für ein intelligentes Brachflächenmanagement 
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Baden-Württemberg: Leitfaden DORF KOMM! Dörfer beleben – Flächen sparen 

Literatur 

Bayerisches Landesamt für Umwelt –LfU-, Augsburg (Hrsg.) 2008: Förderfibel Flächenre-

cycling. Förderungen und Finanzierungen in Bayern. (Flächenrecycling Umwelt Spezial), 

Heinzel, Matthias (Bearb.). München  

Bayerisches Landesamt für Umwelt –LfU-, Augsburg (Hrsg.) 2008: Chance Flächenrecyc-

ling – Zukunft ohne Altlasten: Ratgeber für Kommunen und Investoren.  

Heinzel M. 2007: Praxisratgeber Flächenrecycling in Bayern. In: FH Nordhausen, Genske 

D.D. & Ruff A. (Hrsg.): 84-91 

Molder F. & Müller-Herbers 2004: Aktionsprogramme zur Reduzierung des Flächenver-

brauchs, in: RaumPlanung H. 114/115: 111-115 

Niedersächsisches Innenministerium 2002: Neue Nutzung für alte Strukturen: Revitalisie-

rung von Brachflächen. Planungshilfe für niedersächsische Städte und Gemeinden. Hanno-

ver 

 

Instrumente zur Baulandgewinnung  
 

Zweckzuweisungen für Brachflächenrevitalisierungen 
 

Beschreibung 

Die Zuweisung von Finanzmitteln im Rahmen des kommunalen Finanzausgleichs (KFA) ori-

entiert sich an der Erbringung infrastruktureller Leistungen durch die Gemeinden. Diese 

Zahlungen, welche Gemeinden bei Zuzug von Einwohnern im Rahmen des kommunalen 

Finanzausgleichs (KFA) erhalten, bilden einen ständigen finanziellen Anreiz, neue Wohn-

gebiete auszuweisen. (Reidenbach u.a. 2007). Um die Revitalisierung von erfassten Brach-

flächen zu belohnen, die Bauland für neue Einwohner oder neue Gewerbebetriebe schaffen, 

sollten zweckgebundene Zuweisungen an diejenigen Gemeinden erfolgen, die einen be-

stimmten Prozentsatz ihrer Brachflächen und Baulücken (als gemeinsame Flächenkatego-

rie) revitalisieren bzw. nutzen (Jörissen & Coenen 2007).  
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Krumm R. 2007: Neue Ansätze zur flächenschutzpolitischen Reform des Kommunalen Fi-

nanzausgleichs. (IAW-Diskussionspapiere, 37), Tübingen 

 

 



 

46 

 

Interkommunale Wettbewerbe zur Revitalisierung von Brachflächen oder Baulücken 
 

Beschreibung 

Der Bund, die Bundesländer oder ein Bundesland sollten im Rahmen von Wettbewerben 

die besten kommunalen Konzepte zur Revitalisierung von Brachen oder das Schließen von 

Baulücken prämieren.  

 

Inwertsetzung von Verkehrsflächen 
 

Beschreibung 

Es ist insbesondere für Städte zu überlegen, ob Bauflächen im Innenbereich gewonnen wer-

den können, indem Parkplätze und andere für Verkehrsnutzungen verwendete Flächen für 

Wohnbebauung bzw. Mischnutzungen verwendet werden. Es können auch Parkplätze (teil-

weise) überbaut werden, ohne dass es zu einer Verringerung der Anzahl der Parkplätze 

kommt (Parkhaus, Tiefgarage plus Büro- /Wohnflächen). 

 

Auch ohne diese Umbrüche im Verkehrssektor haben Städte begonnen, über die bessere 

Nutzung innerstädtischer Flächen nachzudenken, so zum Beispiel im Strategieprozess 

Stadtentwicklung der Landeshauptstadt Hannover. Beispiele für durch dieses ‚neue Nach-

denken‘ ausgelösten Projekt sind die Teil-Be- bzw. Überbebauungen von Parkplätzen, die 

ursprünglich Marktplätze waren, in der Innenstadt von Hannover (Klagesmarkt, Am Mar-

stall). 

 

Eine weitere, wenn auch seltenere Möglichkeit ist die Überbauung von Verkehrswegen, wie  

die Autobahn-Überbauung der B 7 in Hamburg: Zum einen wird durch einen Deckel oberhalb 

der A7 eine Anlage von Grünflächen und Kleingärten möglich, zudem ermöglicht die Besei-

tigung des Verkehrslärms eine Wohnbebauung bis dicht an den Verlauf der Autobahn.  

 

Diese Überlegungen sollten auch vor dem Hintergrund der zu erwartenden Umbrüche im 

Verkehrssektor durch autonomes Fahren unabhängig vom Pkw-Besitz intensiviert werden.  

 

Das Land sollte solche Prozesse in Städten und Gemeinden fördern.  

 

Rückbaupflicht: Rückbaurücklage, Rückbau-Haftpflichtversicherung 
 

Beschreibung 

 

Rückbaurücklage 

Zur Deckung der Rückbaukosten ist eine Pflicht für Bauherren/Liegenschaftsbesitzer in der 

Diskussion, die dann greift, wenn nach einem angemessenen Zeitraum keine konkrete 

Nachnutzung ansteht und städtebauliche Gründe (erhaltenswerte Bausubstanz, Denkmal-

schutz) dem nicht entgegenstehen. Diese Rücklage könnte über 15 Jahre aufgebaut werden 
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und sollte alle fünf Jahre an den neuen baulichen Stand sowie die Preisentwicklung für 

Rückbauten angepasst werden. Die Rücklage kann gegebenenfalls nicht in die Konkurs-

masse übernommen werden und wird an den Akteur der Ersatzvornahme abgeführt, soweit 

der Besitzer den Rückbau nicht in eigener Regie realisiert. (BBR Bundesamt für Bauwesen 

und Raumordnung, Bundesministerium für Verkehr, Bau und Stadtentwicklung 2007c: 55) 

 

Rückbau-Haftpflichtversicherung 

Diskutiert wird die Einführung einer Haftpflichtversicherung zur Abdeckung der Rückbauri-

siken. Es würden also von der Versicherung nach einer Nutzungsaufgabe alle Kosten des 

Rückbaus zur Ermöglichung von Nachnutzungen oder einer Renaturierung übernommen, 

soweit der Besitzer dazu nicht in der Lage ist. Versicherungspflichtig wären alle Gebäude 

im Innenbereich. (BBR / BMVBS 2007c: 43-44) 

Literatur 

BBR / BMVBS (Bundesamt für Bauwesen und Raumordnung, Bundesministerium für Ver-

kehr, Bau und Stadtentwicklung; Hrsg.) 2007c: Perspektive Flächenkreislaufwirtschaft Bd. 

3: Neue Instrumente für neue Ziele? Sonderveröffentlichung 'Fläche im Kreis', Bonn 

 

Städtebauliche Wettbewerbe zur Revitalisierung von Brachflächen 
 

Beschreibung 

Der (städtebauliche) Wettbewerb dient zum einen der qualifizierten Entscheidungsfindung für 

die konkrete Nutzung eines Grundstücks (Realisierungswettbewerb), er kann zum anderen für 

die Verbesserung des Images einer Fläche über die Vermittlung von Handlungsmöglichkeiten 

eingesetzt werden, insbesondere durch das Aufzeigen alternativer Handlungsoptionen im 

Rahmen von Ideenwettbewerben. Darüber hinaus können von der Kommune übergeordneten 

Institutionen Wettbewerbe ausgelobt werden, die sich mit der Gesamtproblematik Flächenver-

brauch und Flächennutzung beschäftigen. 

(Projekt-)Beispiele 

Zwischennutzungswettbewerb "Übergangs(t)räume" 2006 in Hessen). 

Wettbewerb "Zukunftsfähige Stadterneuerung Baden-Württemberg 2004/2005" vgl. 

http://www.wm.badenwuerttemberg.de/fm/1106/Zukunftsfaehige_Stadterneuerung_neu.pdf 

Bayerischer Landeswettbewerb 2006 "Stadt recyceln – Revitalisierung 

innerstädtischer Brachflächen" vgl. http://www.bayerisches-innenministerium.de/ imperia/ 

md/content/stmi/bauen/staedtebaufoerderung/veroeffentlichung/themenheft_17.pdf 
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Umweltfachliche Wertermittlung 
 

Beschreibung 

Bei kontaminationsverdächtigen Flächen sollte neben der baufachlichen Wertermittlung 

eine umweltfachliche Wertermittlung in den Verkehrswert einfließen.  

Die umweltfachliche Wertermittlung ermöglicht über den Weg der liegenschaftsbezogenen 

Umweltrisikoprognose die Quantifizierung und Monetarisierung der Risiken aus ökologi-

schen Lasten und dadurch eine realitätsnahe Ermittlung des Liegenschaftswertes. Neben 

den Auswirkungen auf den Wert versetzen ökologische Lasten Liegenschaften in den Zu-

stand des Leerstandes bzw. Brachliegens und entziehen sie damit dem Wirtschaftskreislauf. 

Dieses Schicksal ist oft keine unmittelbare Folge der ökologischen Last, sondern durch die 

vermutete Nichtkalkulierbarkeit des Risikos motiviert, das potenzielle Käufer oder Investoren 

davon abhält die Liegenschaft zu entwickeln. Nur Planungs- und Rechtssicherheit auf Basis 

kalkulierbarer Risiken als Ergebnis eine Umweltrisikoprognose ermöglichen die Wiedernut-

zung von Brachflächen und schränken das Ausweichen auf Alternativstandorte mit geringe-

rem Risiko, wie die grüne Wiese, ein." … "Die umweltfachliche Wertermittlung löst zumin-

dest das Problem der Kalkulierbarkeit der Risiken, indem sie auf Basis einer Umweltrisi-

koprognose die Risiken der ökologischen Lasten monetarisiert und sie somit der Wertermitt-

lung und der Wirtschaftlichkeitsberechnung zugänglich macht. (Erhart-Schippek 2006)  

Ein weiterer Vorteil der umweltfachlichen Wertermittlung ist, dass Grundstückseigentümer 

einen Anstoß gibt, ihre vielfach überhöhten Preisvorstellungen zu revidieren, die nicht selten 

eine Revitalisierung von Grundstücken verhindern.  
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Renditeprognosen für Flächen 
 

Beschreibung 

In großen Kommunen und in Regionen ist die Beobachtung des Immobilienmarktes nahezu 

eine Selbstverständlichkeit. Hilfreich wären für Investoren auch Renditeprognosen getrennt 

nach Innen- und Außenbereichsflächen. Voraussetzung dafür ist jedoch die Untersuchung 

der Innenbereichsflächen bezüglich potenzieller Kontaminationen oder Aufschüttungen, da 

http://www.es-consulting.at/cms/images/downloads/vortrag%20depotech%202006.pdf
http://www.es-consulting.at/cms/images/downloads/vortrag%20depotech%202006.pdf
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erst eine Abschätzung der Sanierungskosten vor dem Hintergrund der zu erzielenden Ver-

kaufswerte eine Abschätzung der Rendite einer Flächenentwicklung ermöglicht.  

 

Flächeninformationen für Investoren 
 

Beschreibung 

Zur Beseitigung bzw. zur Verringerung von Risiken sind vielfach Informationen notwendig, 

deren Beschaffung beim Investor Zeit und damit Mittel bindet. Um diesem Hemmnis zu be-

gegnen, sollte die Kommune die erforderlichen Informationen bereit halten oder ermitteln, 

z. B. durch ein Brachflächenkataster oder die Durchführung orientierender Untersuchungen 

zur Abklärung von Kontaminationen (Bodenuntersuchungen). Hilfreich ist auch die Weiter-

gabe von bzw. der Hinweis auf Checklisten zur Erhöhung der Planungssicherheit (s. Arbeits-

hilfe Planungssicherheit beim Flächenrecycling: Rechtliche Rahmenbedingungen, Haf-

tungs- und Finanzierungsfragen. http://bwplus.fzk.de/berichte/SBer/BWC99004SBer.pdf). 

Für größere Kommunen und eine große Zahl von Brachflächen, Baulücken oder Nachver-

dichtungspotenzialen kann die Einrichtung einer Flächenagentur, auch Kompetenzzentrum 

Flächenmanagement bzw. Innenentwicklung, als zentraler Ansprechpartner nützlich sein. In 

Frage kommt auch die Benennung eines 'Brachen-Managers'. 

Für Bestandseigentümer ist ebenfalls eine Verbesserung der Informationslage ein wichtiges 

Instrument. Hier wäre eine aufsuchende Beratung hilfreich, um vor Ort die Handlungsmög-

lichkeiten abklären zu können. Hinweise zum Vorgehen für die Aktivierung von Privateigen-

tümern werden im Refina-Projekt 'Hilfen zur Aktivierung von Innenentwicklungspotenzialen' 

(HAI erarbeitet, in dem für die Ermittlung und Aktivierung von Baulandreserven im Bestand 

verschiedene Informations- und Kommunikationsmethoden mit Erfolg angewendet wurden 

(www 143). 

Die Möglichkeiten zur Verbesserung der Informationslage der Bestandseigentümer sind 

vielfältig. Als Ergebnis eines Forschungsprojekts des Bundesministeriums für Verkehr, Bau-

wesen und Städtebau zum Umgang mit kleinen Bestandsobjekten im europäischen Ausland 

wird die zentrale Bedeutung der Weiterentwicklung von Kommunikationsprozessen und -

kompetenzen hervorgehoben (BMVBS / BBR 2008: 107ff.), so zum Beispiel 

 Die Öffentlichkeitsarbeit unter Nutzung der Kenntnisse von Eigentümern als Experten 
für die Bewertung der Potenziale und Defizite ihrer Objekte und auch der jeweiligen 
Wohnviertel, 

 das Veranstalten von Informationsabenden (inkl. Einladung per Hauswurfsendung), 
 die Formulierung von Planungshilfen und 
 das Erstellen von Marktanalysen. 
 
Als wichtig wird in der Studie von BMVBS/BBR vor allem eine individualisierte Ansprache 

der Eigentümer über persönliche Anschreiben und persönlich-postalisches Adressieren ge-

nannt. Vor-Ort-Termine mit 'Flying Experts', d. h. face-to-face-Kommunikation, und Bera-

tung in Kombination mit öffentlichen Veranstaltungen spielen eine Schlüsselrolle für die er-

folgreiche Umsetzung von Programmen. Dies zeigen auch die Ergebnisse des BMBF-Re-

fina-Projekts 'Handlungshilfen für die Innenentwicklung' (HAI) (s. o.). 

Die individuelle Motivierung der EigentümerInnen zur Investition sowie die Bildung von 

Marktbewusstsein durch Information von außen spielen in den Informations- und Kommuni-

kationsprozessen eine wichtige Rolle. Daher wird überlegt, permanente lokale Anlaufstellen 
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zu schaffen, um die Ansprache aller Eigentümer zu ermöglichen, analog den stadtteibezo-

genen Büros, die im Rahmen von städtebaulichen Sanierungen eingerichtet werden. 
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Start-Up-Plan für Brachflächen 
 

Beschreibung 

Der Start-Up-Plan ist ein auf die konkrete Brachfläche zugeschnittener ganzheitlicher Pro-

jekt- und Businessplan. Dieser konzentriert sich auf diejenigen Daten zur Information, Kom-

munikation, Projektplanung und Mittelakquise, die für die jeweilige Zielgruppe von vorrangi-

ger Bedeutung sind. Die Erstellung des Plans steht am Beginn der Realisierung eines Flä-

chenrecycling-Projekts. Er bündelt in strukturierter Form verfügbare Informationen aus Ka-

tastern und Informationssystemen, Betriebsunterlagen, Erkundungsdaten, flächenbezoge-

nen (in)formellen Planungen, Gutachten sowie Konzeptionen und Programmen aus Stadt-

verwaltung und Kommunalpolitik. Der Plan erläutert zu Beginn Visionen im Sinne der Ent-

wicklung oder Vermittlung von Leitbildern, die für Flächenrecyclingprojekte ausschlagge-

bend sein können. Auch werden planerische Aspekte bezogen auf wesentliche Verfahren-

sanforderungen zusammenfassend dargestellt. 

Bei der Erstellung des Plans sind wichtige Aspekte der Grundstücksaufbereitung und sons-

tige umweltfachliche Sachverhalte zu beachten. Dabei ist zwischen Vorhaben zu unterschei-

den, die eine Altlastensanierung im Sinne des Bundesbodenschutzgesetzes (BBodSchG) 

umfassen und den (zahlenmäßig überwiegenden) Projekten, in denen Baugrund, Abbruch-

maßnahmen und Abfälle zu potenziellen Mehrkosten führen können. 

Die wirtschaftlichen Aspekte – hier insbesondere Fragen der Markterkundung, der Vermark-

tung sowie der Kosten und Erlöse – sind ein weiterer wesentlicher Baustein des Start-Up-

Plans, der damit für potenzielle Investoren und Geldgeber von Interesse sein dürfte. Daher 

werden auch Möglichkeiten der Projektfinanzierung und das Management möglicher finan-

zieller Risiken thematisiert. Weiterhin sind kulturelle und soziale Aspekte der Brachflächen-

revitalisierung Gegenstand des Plans, in welchem Aspekte der Denkmalpflege, der sozialen 

Stadterneuerung bis hin zu Qualifizierungsmaßnahmen im Rahmen der Brachflächenrevita-

lisierung ausgeführt werden können. Eine eigens hierfür erarbeitete Arbeitshilfe bündelt die 

Grundlagen für die Erarbeitung eines Start- Up-Plans. Eine kostenlose PDF-Vollversion der 

Arbeitshilfe zur Erstellung von Start-Up- Plänen kann beim Difu angefordert werden. Die 
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Erarbeitung von Start-Up-Plänen wird seit 2005 anhand verschiedener Flächenrecyclingpro-

jekte getestet. (www 135; Preuß & Ferber 2005: 180; Ferber et al.: 113ff.) 
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Testplanungen 
 

Beschreibung 

Testplanungen haben einen spezifischen Anwendungsbereich; er liegt besonders in lang-

fristigen, übergeordneten Planungen im Vorfeld formeller Planungen und dient deshalb vor 

allem der Vorbereitung und Ausrichtung dieser Planungen. Das heißt, Testplanungen sind 

meist zu aufwändig, wenn es zum Beispiel um Aufgaben geht, für die bereits erprobte Be-

arbeitungsroutinen existieren. Insofern sind sie eine Ergänzung traditioneller Planungsin-

strumente, kein Ersatz. 

Organisatorische Rahmenbedingungen von Testplanungen 

(a) Bei der Durchführung von Testplanungen haben sich temporäre Organisationen ('task 

forces') bewährt. Dies sind zeitlich begrenzte (wenige Monate bis etwa drei Jahre beste-

hende) Organisationen, die nur für die Bearbeitung der jeweiligen Planungsaufgabe gebildet 

werden. Sie werden neben der normalen Verwaltung etabliert, die ihrerseits meist keine 

ausreichenden Ressourcen für solche Planungsaufgaben hat. 

(b) Die Akteure treffen sich regelmäßig (ungestört von Tagesroutinen) zu klausurartigen Sit-

zungen. Dabei wird die Zahl der vertretenen Hierarchieebenen möglichst reduziert.  

(c) In dem Leitungsgremium, das mehrheitlich aus unabhängigen Experten besteht, werden 

die anstehenden Themen in Rede und Gegenrede diskutiert. 

(d) Organisatorisch lässt sich das Vorgehen nicht von vornherein in allen Einzelheiten fest-

legen, sondern muss flexibel gestaltet werden. Es kommt darauf an, Beweglichkeit für die 

Behandlung auftauchender Probleme zu behalten, hierzu sind vor allem ausreichende zeit-

liche Reserven vorzusehen. 

(e) Zweckmäßig ist, den kontrollierten Abbruch des Planungsverfahrens (als 'Sollbruchstel-

len') vorzusehen falls sich die Planungsaufgabe als undurchführbar erweisen sollte.  
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Projektmanagement durch die Kommune 
 

Beschreibung 

Der planerisch-organisatorische Aufwand für eine Flächenrevitalisierung, aber auch für eine 

Verbesserung von Bestandsgebäuden, überfordert viele Eigentümer von Grundstücken o-

der Gebäuden. Abhilfe kann hier der Einsatz eines von der Kommune bestellten Projektma-

nagers schaffen, der in enger Zusammenarbeit mit dem Eigentümer die notwendige Pro-

jektplanung und -steuerung übernimmt. Bei größeren Projekten hat sich für diesen Zweck 

die Einrichtung einer Lenkungsgruppe im Sinne einer strategischen Steuerungsgruppe (Ver-

waltungsspitze, politische Entscheider) bewährt. Die Lenkungsgruppe als Entscheidungs-

ebene sollte von der Arbeitsebene getrennt agieren, aber über einen 'kurzen Draht' verbun-

den sein. Die Arbeitsebene sollte ein fachbereichs- bzw. ämterübergreifendes Kompetenz-

team sein, das die notwendige fachliche Unterstützung und Begleitung des Investors ge-

währleistet.  

Der Projektmanager – als 'one-stop-office' für den Investor – koordiniert die für eine große 
oder komplizierte Projektentwicklung notwendigen Verwaltungsabläufe und achtet auf die 
Termineinhaltung. Nach Bedarf organisiert er auch Gesprächstermine für den direkten Aus-
tausch des Eigentümers oder Investors mit der Verwaltungsspitze. (Deutscher Städtetag 
2002: 9-10) 
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Rahmenvereinbarungen/abgestimmte Strategien 
 

Beschreibung 

Rahmenvereinbarungen und abgestimmte Strategien können zwischen Gebietskörper-

schaften bzw. Planungsträgern und großen Flächeneigentümern getroffen werden. Sie kön-

nen z. B. Nutzungsziele und Entwicklungsprioritäten im Rahmen des Brachflächen-Portfo-

lios, die zeitliche Steuerung der Flächenentwicklung oder den Fördermitteleinsatz regeln. 

Damit können sie dazu beitragen, die Planungs- und Investitionssicherheit des Flächenei-

gentümers wie auch die Realisierungschancen planerischer Ziele der öffentlichen Akteure 

zu erhöhen und den Fördermitteleinsatz zu optimieren. (BBR/BMVBS 2007b: 76) 

Wesentliche Hindernisse in der Anwendung von Rahmenvereinbarungen oder abgestimm-

ten Strategien für Brachflächen sind: politische Vorbehalte, Buchwerte der Flächen und da-

raus resultierende Erlöserwartungen auf Seiten der Eigentümer, unüberbrückbare unter-

schiedliche Nutzungsvorstellungen, insbesondere bei gewerblicher Folgenutzung schwie-

rige wirtschaftliche Rahmenbedingungen des Flächenrecyclings. (BBR/BMVBS 2007b: 79) 
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Vermarktung in Kooperation mit immobilienwirtschaftlichen Akteuren 
 

Beschreibung 

Die Vermarktung insbesondere von Wohnbauflächen erfolgt in stärkerem Maße auch durch 

die Immobilienwirtschaft. Formen der Abstimmung und Kooperation zwischen den öffentlich 

und privat organisierten Formen der Vermarktung können dabei unter Umständen dazu bei-

tragen, (Innenentwicklungs-)Flächen erfolgreicher an den Markt zu bringen. (BBR/BMVBS: 

86) 
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Verzicht auf Anwendung der Baumschutzsatzung für Brachflächen 
 

Beschreibung 

Ein Grund für eine fehlende oder schwierige Inwertsetzung von Brachflächen kann der Auf-
wuchs von Bäumen sein, die ab einer bestimmten Größe (meist der Stammumfang in einer 
bestimmten Höhe über Grund) aufgrund von Baumschutzsatzungen nicht mehr entfernt wer-
den dürfen. Dadurch besteht ein generelles Flächenentwicklungsrisiko, denn bestimmte 
Nutzungen können durch größere Bäume auf der Fläche unmöglich sein, z.B. Einzelhandel, 
Logistik, zumindest entsteht eine Einschränkung der Nutzungsmöglichkeiten. In Einzelfällen 
können große Bäume den Wert eines Grundstücks auch erhöhen, z.B. für die Errichtung 
von Wohnanlagen oder Hotels.  
 
Mit dem Verzicht auf die Anwendung der Baumschutzsatzung für Brachflächen würde zu-

dem die in vielen Fällen vom Grundstückseigentümer zur Vermeidung des Nutzungsrisikos 

vorgenommene regelmäßige 'Entgrünung' entfallen, die mechanisch oder durch Beweidung 

mit Schafen erfolgt. Der Grundstücksbesitzer kann bei vertraglicher Vereinbarung des Ver-

zichts die Gehölze und Bäume wachsen lassen, was zum einen Kosten spart, zum anderen 

bis zur tatsächlichen Nachnutzung positive ökologische Wirkungen hat (s. z. B. Stadt Osn-

abrück). Es bleibt jedoch bei Belassen der Vegetation die von Grundstücksbesitzern vielfach 

gesehene 'Gefahr' der Entstehung attraktiver Lebensräume für Pflanzen und Tiere und der 

Ansiedlung seltener Arten, was zu einer Nutzungsuntersagung durch den Naturschutz füh-

ren kann. (Behrendt et al. 2010) 
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